
P-ROTOKOLL 
iiber clie zweite onlentliche Sitzung (les Gemeintlerates cler Staut Steyr am Die1;1stag, clen 

20. Dezember 1955 im Gemeincleratssitzungssaal. - Beginn cler Sitzung: 16.30 Uhr. 

Offentliche Sitzu ng 

Anw e s e nd: 

Vo11sitzender: 
Bürg,ermei,ster Ing. Leopold Steinbrech:err· 

di e Bürgiermei1ste1r-Slt!ellvertreter: 
Gottfo1cd Koller , Franz PaulmayT 

die S~adlwäte : 
Josef FcUi,nger, Mall'1us Ha1s1auer , Alo~s Huemer , August Moser , 
Anton Ne umann, Vinzenz fübniltzky, Michae[ Si,eberer , Johann 
Schainovsky 

di,e Gemei1nder 1äte : 
Alftr•ed Baiwnann, Aloi,s Bese1ndo,rfifü, Rudolf Fürst, Anton Hoch
gatte11er , Franz Ho,rer , Josef Hochmayr, Kad JungwilI'rtlh, Johann 
Knog1er , Franz Küpforli.irng, Erwin l\forreich, Marrie Nigl, Julius 
NoWlak, Sit1efani1e Pamme1r, Leopold Petemma,iJr, Emill Schachinger , 
F:rianz Schmidbergier , Ludwjg Wabitsch, Alois WalJy, Johann 
Zöchling 

Vom Mag1stnartle : 
l\i1aigiJstirat1sdlilr ektor Dr. Karl EnzelmüUer , Rechlnungsdi1,ektor 
Franz Li1skia, Ober amt1s,rat Joserf BamingeT 

Protokollfühf!er: 
KOO. Ma,ria Kaini1tz. 

TAGESORDNUNG: 

Berichterstatter Stadtrat Hans Sc h an o vs k y: 

Ha- 7295/55 
Ha- 5474/54 
Buch - 1704/55 

Genehmigung d e,s Voranschlages 1956. 
Genehmigung eime,s Nachtmgisvo,:mrnschlage,s für das Jahr 1955. 
Genehmigung des RecbJlllungisabsch}usise1s für das J ahr 1954. 

Y erb·auliche Sitzung. 
P e:r s - 946/55. 



Bgm. Ing. Leopo1d Steinbrecher: 
Sehr verehrte Damen und Herren 

ctes Gemeind'erates 1 

Ich begrüße Sie zur heuUgen Gemeinderatssit
zung uncl erkläre die Sitzung für eröffnet und ibe
schlußfähig. 

Als Protokollprüfer werden Frau Gen1einderat 
Maria Nigl und Herr Gemeinderat Alois Besendor
fer bestimmt. 

Entschu1digt s1ia:1cl: Stacltrat Franz Enge und die 
Gemeilnderäte Margarete Ka~ss, Karl Kokesch, Dipl.
Ing . .Johann Pönisch, Fdedrich Stahlschmidit und 
Leo1:>olcl Wippersberger. 

Die Tagesordnung ist Ilmen zugegangen. Vor 
Eingang i:n dieseLbe bitte ic h Sie, ei:ne Mitteilung 
der österre:iahilschen Volkspartei zur' Ken[ltnis zu 
nehmen, wonach an Stelle des Geme:iinderates Jo
h ann Knogler Gemeinderat Leopo1d Petermair in 
den Aussohuß für Schule und Kultur berufen wird. 

Weiters oi1Jte ich Sie, dlie Ta,gesordnun,g mit fol 
gender Abänderung zur Kenntn'is zu nehmen, daß 
die GenehmUgung des Rechnungsabsch luses 1954 

a ls erster Tagesordnungspunkt, 
tler Nachtragsvoranschla1g für das Jahr 1955 

als zweiter Tag,esordnungspunkt, 
und der Voransohlag für das Jahr 1956 

als dritter Tagesordnungspunkt 
rangieren. 

J.ch bitte Herrn Stacltrat Schanovsky, zu den An
trägen zu referieren. 

Berichterstatter: 

Stadtrat Hans Sc h a n o v s k y : 

Buch - 1704/55 Genehmigung des Rcchnun~s. 
abschlusscs fiir' das Jahr 1!)54. 

Sehr verehrter Gemeinderat! 
Ich haibe Ihnen heute den Rechnungsabschluß 

für das Jahr 1954 vorzutragen. Er ging Ihnen alleu 
in einem gebundenen Hefte zu und Sie können mir 
daher in der Verlesu111g des Vorberichtes, der vorn 
Stadrtrechnungsamte erstattet wurde, fo~gen. 

Der Ge'barungsabschlu ß 1954 zeigt folgendes Er
gebnis: 
01·de11tliche1· HamshaJt: 

Einnaihmen 
Ausgaben 

Außerot·dentlichet· HaushaJt: 

S 85,080.454.72 
S 84,316.836.15. 

Einnahmen S 18,877.208.19 
bei glefohen Ausgaben S 18,877.208.19. 

Der Gesamthaushalt 195'! beträgt d'aher 
an Einnahmen S 103,957.662.91 
an Ausgaben S 103,194.044.34. 

Der Überschuß des ordentlichen Haushaltes im 
Betrage von S 763.618.57 
is t um den Ausfall 'bei den Kassen
einnahmeres ten cJJUs den Vorjahren zu 
verringern, das ist um S 19.430.98 

somit beträgt der tatsächHche über-
schuß 1954 des unlenU. H ausihallers S 744.187.59. 

Der Gesamtaufwand von S 103,194.044.34 stellt die 
Bruttoausgaiben dar. Errechnung der bereinigten 
Ausgaben: 
Gesamt(brutto )-ausgaben S 103,194.044.34 
hievon ab 

a) Ausgaben des Abschnittes 98, 
Abwicklung der Vorjahre S 401.570.92 

b) Vergütungen zwischen den 
Verwaltungszweigen S 7,438.202.44 

c) Zuführung vom ordentlichen 
an den außerordlentlichen 
Haushalt S 14,129.987.15 

somit Reinausgaben 1954 S 81,224.283.83. 
Diesen Ret'nausgaben stehen Rein-

etnna:hmen von S 81,987.902.40 
gegenüber. 
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Nach den Kriterien dler vo'1kswirt
schaftlichen Reohnung gegfäedert, 
entfallen von dien Reiina1U:sgaben 
an laufenden Ausgaben (Verwal-
tung:saufwand) S 22,632.935.-
und an Ausgaben der Vermögens-
gebarung S 58,591.349.--. 

E s si>nd demnac h nur 27.8 % der Reinausgaben 
für den Verwaltung:saufwand angefallen während 
für Investiiti:onen, für investi'tionsförd:ernd:e und 
und sonstige vermögensmehren<:le Zwecke 72.2 % 
verwendet wurden. Aus diesen Zahlen allein ist 
schon einerseits d:ie sparsame und andererseits die 
wirtsohaftsfördernde Verwaltung des Gemeindever
mögen s zu erkennen. 

Von den laufenden Ausgaiben entfallen auf den 
gesamten Personalaufwand einschlteß'l!i.'ch des pro
duktiven Personalaufwandes dies S:tädt. Wirtschafts
hofes, jedoch ohJne Peroonala,ufwand der Städti
schen Unternehmw11g:en S 10,945.138.67, d . s. 13.47 % 
cler gesamten Reinausgaben . Trotz der Erhöhung 
des Gesamtumsatzes -gegenüber dem .Jaihre 1953 um 
S 37,452.543.96 oder um 57 % und! der damit ver
bundenen Ausweitung der Verwaltung:stätigkeit hat 
sich der Persona.Laufwand nur unbedeutend ei·höht, 
und zwar um rund 8 %. Dilese Erhöhung ist weni
ger auf eine Personalvermehrung als auf die Aus
wirkung der mit 1. 10. 195'! erfolgten zweiten Stufe 
der Erhöhung ,cJ!er Bezugszuschläge n ac,h der Be
zug:szusclllagsverordnung 1953 zurückzuführ,en. 

Der Aufwand für aktive Bedienstete (Beamte, 
Angestellte und Arbeiter) betrug S 9,803.433.42, je
ner der RU1h e- u. Versorgunig.sgenüsse S 1,141.705.2::i, 
clas sind 11.6 % der Aktivbezüge. 
Die übrigen Laufenden Verwaltungs-
au sgaben betrugen S 11,687.796.-. 
Htevon entfallen an Barleistungen 
(Zuwendlmgen, Beiträge, Ersätze 
uncl Umlagen) S 5,315.399.
uncl für den laufenden Sachaufwand S 6,372.397.-. 

Von den Ausgaiben der Vermögens,g,ebarung von 
S 58,59H349.- entfa llen: 

I. an Investitionen ( der Hoheits- ' 
verwaltung) S 19,840.612.-, 
und zwar 
a) A111schaffungen (Erwerb von 

Sachgütern ohne die kurz-
le'bigen Wirtschaftsgüter ) S 1,607.833.-

b) BauinvestitJilonen (Neru-, Zu-, 
Um-, Ausbauten un,d g,rößere 
Instandsetzungen ohne lau
fende Repocaturen) 

1. Sohulbauten S 6,797.052.-

2. Straßen- u. BrückJe111bauten S 1,775.109.-

3. Bauinvestitionen an sozia
len E'.i:Urich turng,en (Alters-
heime, Kioosrgärten) S 3,355.735.-

4. Gemeind'e,e1igene Wohn
bauten (Laubengang-
häuscr) S 1,606.281.-
(Hiebei wären auch die 
Wohnbauten d . Wohnungs-
ges,ellschaft d. Stadt Steyr 
mit ei:ner Aufwandsumme 
von S 4,531.730.- zu ver-
vermerken). 

5. Bauinvest1t'.ionen an 
öffentliichen Einrtchltungen 
(Straßenbelel\.lchtung, Ka
nafi'.sation, Wasserversor-
gung) S 3,128.221.-

6. Schaffung so111stig:er wert
vermehrencler gemeinde
eigener Anlagen fän Be
reiche der Hohei:tsverwal
tung (Amtsgebäudle, EJ.sen-
museum, Sportplätze usw.) S 1,570.381.- . 



II. Für Investitions förderung in 

anderen Bereilchen der Wirt
schaft 
und zwar 
a) durch Zuschüsse 

1. für privaten Wohnbau 
2. Investitionsbe1träige an 

das Land 
3. Sonst'i.ge Investitionsförde

rung (Sport- und' Jugend
vereine, Lehrlingsheim 
usw.) 

b) durch Darlehen 
1. für privaten Wohnbau 

(Wohnbauverehügungen u. 
Siedler) 

2. Sonstige Investitionsförde
rung (Gasversongungsge
seJLschaft) 

Ill. Erwerb von Lregenschaften u. 
Beteili,g:UDJgen an Unternehmun
gen (Wertpapiere) 

IV. Darlehensgewährung (ohne In
vestitionsförderung), wie Lohn
und Geh:a,lusvorschüsse u sw. 

V. Darlehensrückzahlung 
VI. Zuführung an Rü'cklaigen 

S 4,089.528.-

S 45.235.-

S 43.000.-

S 388.429.-. 

S 3,132.86-1.-

S 480.000.-. 

S 1,294.79-1.-. 

S 102.870.-. 
S 7.006.-. 
S 33,166.539.-. 

a) 0 1.·dentl ic her Haus ha lt . 

Die Jahres reohnung 1954 über den ordentlichen 
Haushalt weist aLs Ergebnis - wiie schon ange
führt - einen Überschuß vion S 744.187.59 a1Uf. Hie
bei ist zu berücksjlchügen, daß zufolge der günsti
gen Abwicklung der Haushaltsgebarung zur Teil
deckung des im außerordentlichen Haushalt ver
rechneten Aufwandes aus ordentlichen Haushalts
mitteln ein AnteiJsbetrag von S 14,129.987.15 ver
wendet und außerd'em ein Betrag vo,n Schilling 
32,519.576.87 den Rücklagen zugeführt werden 
konnte. Das Rechnungsergebnis w ar daher auch 
im Jaihre 1954 sehr ,günsti)g. 

So wie in den Vorjahren weis t au ch im J ahre 
1954 die Jahresrechnung im Verglei'ch m it ei ern 
Voranschlag große Differenzen auf. 
Gegenüber den präliminierten Ein-
nahmen von S 138,038.600.-
betrugen cl'i.e tatsächlichen getbühren -
mäßigen Einnahmen S 85,080.454.72 

somi!t ein Mehr von 124 %, d. i. um S 47,041.854.72. 
Die H auptursache dieser Voranschlagsüberschre i

tung is t in der günsti!gen Abwicklung cl!er Steuer
einnahmen gelegen, wie rl'ies nachstehend!e über
sieht ze~gt. 
J. EigPne Steuern: 

GruncJls<teuer S 2,:343.100.-
Gewerbesteuer S 56,548.500.-
Lohnsummensteuer S 4,821.000.-
Getränkesteuer S 1,096.1300.-
Lu otharkcitsabgabe S 806.500.-
Sonst~ge Abgaben einschl. 
Verwaltungsabgabe S 178.400.-. 
Abgabenertragsanteile S 2,503.600.-

zusammen S 68,297.400.-. 
Von den Mehreinnahm entfallen a llein auf die 

Abgaibenmehrerträge S 44,617.400.-, das sind rund 
95 % und hievon wi.ecl!er auf dii:e Gewerbesteuer 
allein rund 93 % . Der Ertrag der Gewerbesteuer ist 
in seiner Höhe von der von der Steyr-Daimler-Puch 
A. G. zu leistenden Gewerbesteuer abhängig, eben-
o die Lohnsummensteuer. Diese Steuererträge und 

insb. der Ertrag an Gewerbesteuer ~st aber zur Zeit 
cler Voranschlagserstellung nur nach der vom Fi
nanzamt zur Verfügung gestellten Steuerme ßbc
traigsübersicht zu ermitteln. Die große Differenz ist 
vor allem auf größere unvorhergesehene Steuer
nachLräge zurückzuführen. 
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Die Gesamteinnahmen des ordentlichen H aushal-
tes setzen sich wie folgt zusammen: 

1. Eigene Steuern S 65,794.000.-
2. Abgabenertragsanteile S 2,50°1.000.-
3. Gebühren, Mi'eten , Pach ten , 

Strafbeträge S 3,815.000.-
,J. Zuweisungen , Zuschüsse oder 

Beiträige von Gebietskörper-
schaften S 

5. Rücklagenentnahmen S 
G. Schuldendienst S 
7. Vergütungen zwischen clen 

l,086.000.-
35.000.-
8.000.-

Verwaltungszweigen S 7,438.000.-
8. Abwicklung der Vorjahre S -102.000.-
9. Ersätze und sonstige 

Einnahmen S 3,998.000.-

zusammen S 85,080.000.-

An der Struktur der Einnahmen hat s teh gegen
über den Vorj-ahren ni!cht;s geändert. Nach wie vor 
bilden die Abgaben und Gebühren die Hauptein
nahme mit 84.8 % geg,enüber 76.6 %im J ahr(;! 1953 
und 82.6 % im Jahre 1952. 

Dadurch, daß sich bereits im Laufe des Rech
nungsjahres 1954 die Mehreinnahmen abzeichneten, 
war für die Gemeindeverwaltung die Möglichkeit 
gegeben, über den vorgesehenen Rahmen cles Vor
anschlages h inaus im ordentli~hen Hmrnhr1lt Mehr
aufwände von rund 46.2 Mill. S zu tätigen. Hievon 
entföllen, wie schon vorh er angeführt, allein auf 
den ,\nteilsbetrag des ordentlichen H au shaltes an 
den außerordentlichen Haushalt 1 U Mi ll. S und 
32.5 Mill. S an Zuführun,g an di e Rücklagen , die 
zur Deckung der dringendsten Jnvestiüonsaufwän
de d'er kommend en Jahre dienen sollen. Lei(ler 
wkd ei:n beträchtlicher Teil dieser Rücklagen zur 
Zahlung des im .Ta,hre 1955 anfallenden und nicht 
prähminierten Gewerbesteuerspitzenaus,gleiches auf 
Grund del' Finanzgesetznovelle 1955 verwendet wer
den müssen. Alle über- und außerplanmäßigen Aus
gaben wurden bewilligt und Lst die Begründung 
hiefür in einer dem Rechnungsabschluß angeschlos
senen gesonderten Aufstellung enthalten. 

Die Personalausgaben hielten sich im Rahmen 
des Voransch lages. Die allgemeinen Amtserforder
nisse mit einer Auiwandsumme von S 568.089.81 ha
ben sich gegenüber dem Vorjahre nur um rund 
S 34.000.- erhöht. Sie umfassen die Kanzle ierfor
dernisse, Druckkosten, Kanzleieinöchtunig (Erhal
tung und Ersatzbeschaffung) und· die Porto- und 
Telefongebühren. 

Die Gebäudeerha ltungs- und Gebäuclehenützungs
kosten (Beheizung, Beleuchtung, Reinigung und 
sonstige Betriebskosten) mit einem Aufwand von 
S 2,461.784.134 sind gegenüber dem Vorjahre um 
rund S 124.000.- angestiegen, vor allem clturch not
wendig gewordene Reparaturen an <.l'en s tädtischen 
·wohngebäuden. 

Eine übersieht zeigt das Ausmaß der Beteiligung 
cler einzelnen Verwaltungsgruppen an den Ausga
ben des ordentlichen Haushaltes im Vergleich mit 
den Vor jahren auf. 

Die in den Gruppen 
0 „Allgemeine Verwaltung" und 
l „PoU:ze,i" 

enthaltenen Au&gaben sind durchwegs Pfli htaus
gaben, Von ct:en Gesamtausgaben vQIJ1 S 5,383.583.05 
eutfallen auf einmalige Ausgaben S 588.085.97, hie
von entfallen allein auf cl.fe Anschaffung einer 
Adressograph.anlage S 270.605.-. 

"In der Gruppe 2 „Schulwesen" betrugen die Ein
nahmen S 281.787.34 gegeinüber Ausgaben von 
S 3,515.328.37; es ergibt sich daher ein Abgang von 
S 3,233.541.03. 

Der Zuschußbedarf verteilt sich 
Schulamt und Stadtschulrat 
Volks- und Hauptschulen 
Gewerhl. und kaufmänn isch e 
Berufss-chu!le 
Städtische H andelsschule 

wie folgt: 

S 86.000.
s 1,939.000.-

s 75.000.
s 198.000.-



Städtische Frauenberufs.schule S 531.000.-
245.000.-
163.000.-. 

Realgymnasiwn S 
Sonstilges Sohulwesen S 

An einmaligen Ausgaben entfielen hievon Schil
ling 325.000.- für Schuleinrichtru.ngsgegenstände u. 
Lehrmittel, weiters S 240.000.- auf Adaptierungs
arbeiten. 

In der Gruppe 3 „Kultm- u. Gemeinschaftspflege" 
betn~gen die Einnahmen S 217.184.74 
die Aus,gaben S 686.565.31 

daher ein Abgang von S 469.380.57. 

Das Kulturamt erforderte einen ZU1Sch1Uß von 
S 21.000.-. Die Erhöhung gegenüber d'em Vorjahre 
ist einerseits auf eine erhöhte Tätigkeit, insb. von 
Theaterveranstaltungen, zurückzuführen, anderer
seits auf clias Fehlen einer SUJbvent~onierung. Der 
präliminierte Zuschuß wurde jedoch ni'cht wesent
lich überschritten. 

Der Zuschußbedarf der Volkshochschule von rund 
S 41.000.- erreichte nicht die präliminierte Höhe. 
Für die Errichtung eines Eisenmuseums wurde 
ein Betrag von S 100.000.- g,elei'stet, d~e Ausgaben 
für sonstige kulturelle Zwecke blieben allgemein 
in der Höhe d'es Vorjahres. 

In der Gruppe 4 „Fürsorgewesen und Jugend-
hilfe" 

betrUJgen die Einnahmen S 2,748.785.50 
die Ausgaben S 6,213.007.78 

daher ein Abgang von S 3,464.222.28. 

Gegenüber dem Jahre 1953 hat siich der Zuschuß
bedarf des gesamten Fürsorgeaufwandles um rund 
S 464.000.- erhöht, so in der offenen Fürsorge un1 
rund S 100.000.-, vor allem durch d'ie miit 1. 7. 1954 
in Kraft getretene Erhöhung der Richtsätze, wei
ters durch den Zuschuß zum Bau eines Lehrlings
hE-'imes von S 200.000.- UJI1d dmch d'en erhöhten 
Aufwand in den Kindergärten. Der Zuschußbedarf 
blieb jedoch gegenüber dem Voranschlag um rund 
S 358.000.- zurück. 

Eine Zusammenstellung gibt einen überblick 
über die Aufgliederung des von der Gemeinde ge
leü,teten Fürsorgeaufwandes. 

Im Jahre 1954 erhielten durchsclrnittlich 648 Per
sonen in der offenen Fürsorge laufende und ein
malige Barunterstützunrgen. Die Durch.schniittszahl 
an Pfleglingen in den städtischen Versorgungsan
stalten betrug 190. Die städtiischen Kindergärten 
wurden mit durchschnittlich 542 Kindern beschickt. 

In der Gruppe 5 „Gestmdl1eitswesen und körper
liche Ertüchtigung" 

betrugen die Einnahmen S 2.646.75 
und die Ausg,aben S 519.677.05 

daher ein Abgang von S 517.030.30. 

Das Gesundheitsamt erforderte einen Aufwand 
von S 258.200.- gegen S 325.400.- im Vorjahr,e, die 
Mutterberatungsstelle einen solchen von S 20.000.-. 
Der Zuschußbedarf d'es Sportamtes betrug Schilli~1g 
20.000.- und für clite al1geme,in~ Föirderung des 
Sportwesens wurden S 175.000.- ausgegeben. Wei
ters ist dem österrei1chischen Roten Kreuz, Bezirks
stelle Steyr, ein Beitrag von S 31.000.- zugespro
chen worden. 

In der Gruppe 6 „Bau-, Wohnungs- und Sied
lungswesen" 

betrugen die Einnahmen S 1,483.5'12.04 
die Ausgaben S 6,212.665.69 

daher ein Abgang von S 4,729.123.65. 

Die Einnahmeübersch1·eitungen sind zur Haupt
sache auf i1nterne Verrechnungen für aibgegebeines 
Material an Dienststellen der Hoheitsverwaltung 
in Höhe von S 273.900.- zurückzuführen. 

DLe laufende Straßenerh:altung hn Jaihre 1954 
erforderte Ausga-ben in dler Höhe von S 1,900.000.
und der Um- und Ausbau von Straßen S 1,357.000.--. 
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Hievon entfallen unter anderem 
für dte Straßen.reguhllerung und 

Pftastevung der Bahnhofstraße zwi- S 
sehen Brücke und Pa-chergasse 198.000.-

für die Pflasterung der Fabrikstraße 
Rest 54.000.-

für die Regrulile•rung und' Pflasterung der 
Damberggasse zWiJschen Bahnhostraße 
und Bahndlurchlaß 86.000.-

für die Gehsted1gherstellung in der 
Schwimmschulstraße 149.000.-

Straßenbau am Tabor zu den Wohnbauten 210.000.
für -d:ie Regulierutng und Pftasterung des 

Miichaelerplatzes 129.000.-
für die Regu..Ij!erung w1d Pflasterung des 

Mehilgrabens 108.000.-
für den Teilausbau der Azwangerstraße 105.000.-

Der Aufwand für die Brücken betrug S 514.000.
und zwar 
für die laufenclle Erhaltung 209.000.-
für cl'en Neubau der Sch1aderbrücke 

(Steg) über den Wehrgraben 102.000.-
für den Neubau der Kupferhammer-

brücke 203.000.-. 
In der Gruppe 7 „öffentli'che Einrichtungen und 

vv-irtsohaftsförderung" 
betrugen clie Einnahmen S 7,479.713.62 
und die Ausgaben S 10,676.787.15 

daher etn Abgang von S 3,UJ7.073.53. 

Gegenüber dem Voranschlag wurden wesentliche 
Mehreinnahmen erz-ielt im Unterabschnitt 713 
„Stadtentwässerung und F'äkalienaibfuhr" drurch 
vermehrte KanalainscMußgebühren (S 109.000.-) 
und durch den nicht pr'ä'lthnrilnierten Beitrag des 
Landles zum Bau des Entlastungskanales ,in Münich
holz per S 240.700.-, weiters in der Wasserversor
gung von S 173.200.- und :ilin Städlt. Wirtschaftshof 
von S 155.600.-. Durch diese Mehreinnahmen konn
ten zur Gänze d1e übei·- u. auße1rplanrnäßigen Aus
gaben von S 294.300.- gedeckt werden. 

Diie in dieser Gruppe verrechneten Aufwände 
weisen fo1gend'e Gebarungserfolge auf: 

Straßenbeleuchtung 
e1'ruen Abgang von S 1,362.000.-

Straßenreinigung . 
einen Abgang von S 775.000.-

Stadtentwässerung und Fäkalienabfu.hr 
einen Abgang von S '120.000.-

Müllabfuhr 
einen Überschuß von S 10.000.-

Becl:ürfnisanstalten 
eiinen Abgang von S 15.000.-

F'euerwehrwe en 
e1nen Abgang von S 422.000.-

Friedhöfe 

Frei'bank 

Marktwesen 

einen über.schuß von S 

einen Abgang von S 

9.000.-

10.000.-

einen überschuß von S 3.000.-
Park- und Gartenanlagen e,inschl. Stadtgärtnerei 

einen Abgang von S 141.000.-
Städt. Wirtschaftshof 

eihen Abgang V·Oll S 80.000.-. 
Wasserversorgung 

einen Überschuß von S 22.000.-. 

lm Unterabschll1itt 711 „Straßenbeleuchtung" ist 
die Erhöhung des Abganges gegenüber dem Vor
jahre auf dien größeren AufWand für Neuanlagen 
und Verbesserungen iun Beleuchtungsnetz zurück
zuführen. In nachgenannten Straßen wurde d'iJe Be
leUJchtung verbessert oder erneuert oder fanden 
Kabelverlegungen statt: 

Eisenstraße, Dukartstraße, Hessen.platz, Paddler
weg, Bergerweg, Schlöglwiese, Bahndammgasse, 
Damberggrasse, Leopold-Wevncfil-Straße, Reithoffer
straße, Tomitzstraße, Klanstraße, Ro:hrauerstraße, 
Derfli.ngerstraße, Penselstraße, Punzersrtraße, Groß
mannstraße, Haratzmullerstraße, Posthofstraße, 
Hanuschstraße, Gleinkier Hauptstraße, Leitenweg, 

'Sarni'nggasse, Schlüsselhofs,iedilun.g. 



Der Aufwand für die eigentliche Straßenreini
gung is t im gleichen Umfang erfolgt wie im Vo,r
jahr, nur war im Jahre 1953 auch der Aufwand für 
d ie Straßenteerung in Höhe von S 682.000.- bei 
Straßenreinigu111g ver rechnet; ab dem Jahre 1954 
jedoch erfolgt die Verrechnung als Straßenerhal
tungsmaßnahme im Unterabschnitt 661. Im Jahre 
195-! wurden auch schon Kanalis ierungsarbeiten in 
größerem Umfang wie bisher cllurchg,eführt; so wur
den für den Bau eines Entlastungskanales in Mü
n ichholz S 588.000.- ausgegeben und für den K a
na lbau zu den 'IVohnh ausbauten auf der Ennsleite 
ein Te itbetrag von S Gß.000.-. 

Die Gebanmg der Müllabfuhr ist im Jahre 1954 
kos tencleckencl zufolge cl'er mit 1. 7. 1953 in Rechts
kraft ge tretenen neuen Gebührenvorschrift. 

Der Aufwand für clas F euerwehrwesen is t gegen
über cl em Vorjahre um rund S 132.000.- höher . 
Dies ist e in erseits durch die Erhöhung der Instand
h altungsausgaben der F ahrzeuge um rund Schilling 
1-J..000.-, andererse its durch verschieden e Neuan
schaffungen ents tanden. So wurde eine Nebelhoch
u ncl Niedercl ru ckpumpe im Betrage von S 58.860.
angekauft, w eiter s ein Kas tenwagen , Type Steyr 
220. im. Betrage vo n S 89.000.-. 

Auch der Be tr ieb der Freibank: k ann aLs ausge
glichen bezeichn et w erden und be träg t der Geba
nmgsabgang rund 5 % des Umsatzes. 

Die Gebarung cl'es Städtischen W irtschaftshofes 
ist in einem Untervoranschlag a ls Beilage zur J ah
r e1-rechnung abgewkkelt und scheint im Unter ab-
chnitt 72-1 im ordent lichen Haushalt in Einnahme 

u ncl Ausgabe in einer Summe auf. Die Haushalts
geba rung w eist unter Einbezieh ung des Aufwandes 
an einm aliigen Ausgaben in Höbe von S 5'18.088,66 
eine n Al lgang von rund S 80.000.- auf. Auch in 
dem Berichtsjahre wurde für diese Gemeindeein
r ichtung e in e Erfolgs r,echnunig nach betriebswirt
scha ftlich en Gestch ts punkten ers tellt. Diese schließt 
mit einem Betriebsüber schuß von S 365.139.18 ab . 

Der Betriebsüberschuß verteilt ich auf 
l3auarbeiten und Diens tleis tungen 

Gewinn S '334.740.59 
Schottergewinmmg Gew inn S 16.Hß.66 
Strnßenwa lze Gewinn S 29.323.91 
Fuh rbetri eb Ver lus t S 19.652.03 
'1,Vrackverkauf Gewinn S 4..580.05. 

Der Gesamtüberschuß von 6.9 % des Gesan1tum
satze. hält sich somit im Rahmen eine r kosten
deckenden Betriebsführung . 

Der Durchsch nittsregiesatz bei Bauarbeiten 1.rnd 
Dienstleis tungen beträgt 56.6 %, d ie personelle Re
gie 36.5 %, die Sa-chregie 20.1 %. Eine Arbeitsstun
de in der Kfz.-vVerkstätte berief siich auf S 17.52. 
Der Abgang im Fuhrbetrieb is t vor allem auf den 
Betriebsabgang bei den Spezialfahrzeugen durch 
erhöhte 1 ns tanclhaltungskosten zurückzuführen. 

Die W asserver sorgung w eist e inen Überschuß 
von S 22.000.- auf. 

Bei Außerachtlassung cl e r einmaligen Ausgaben 
und unter Berücksichtigung der Abschreibung für 
Abnutzung des Anlagevermögens zeigt die Betriebs
abrechnung 1954 

Betr1ebseinnahmen von 
und Betriebsausgaben von 

Die W asserversor~ung schlie ßt 

S 1,196.144..86 
S 1,126.778.87 

somLt mit einen Gewinn von S 69.365.99 
al>. das s ind 5.8 % des Ges amtumsatzes. Auch der 
Bet1·ieb der Städt. Wasserversorgung häl t sich so
m it im Rahmen ein er kostendeckenclJe n Betriebs
führnng. 

In der Gruppe 9 „Finan z- und Vennögensver-
" ·a ltung" 

be trugen die E innahmen S 72,164.065.37 
die Ausgaben S 51,069.221.75 

somit e in Überschuß von S 21,094.843.62. 

'IVie schon eingangs ausgeführt, is t d!er E innah 
m enüberschuß w.n Vergleich z.uim Voranschlag vor 
allem in d'en Mehreinnahmen an Abgaben in Höhe 
Yon S 44,617.400.- begrüncllet. Hiezu k10mmt noch 
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der Zinsenertrag und der Ertrag aus dem Kapital
vermögen mit eLnem Plus von rund S 977.000.- . 
Bei den Ausgaben hingegen waren größer,e Haus
haltsplanübersohreitungen bei nachstehenden Kre
ditposten zu verzeichnen: 

Ankauf von Wertpapieren 
Zuführung an d'te Wieder-

s 385.000.-

aufbaurücklage 
Gewerbesteuerausgleilch 
20 % Landesumlage 

S 31,500.000.
s 111.000.-
s 255.000.-

Zuführung an den a. o. Haushalt s 14,130.000.-. 

b) Außel'Or·dcutlich er Haushalt. 

Die Gebarung des außerordentlichen Haushaltes 
is t ausgeglichen, den Ausgaben von S 18,877.208.19 
stehen ebensoviele E innahmen gegenüiber. Einern 
Vergleich des t atsächlichen Aufwandes mit dem 
Voranschlag kommt irn außerord!entlichen Haushalt 
nkht jene Bedeutung zu als im orcl!entlichen Haus
halt, da die Ausführung d:er präliminierten Vorha
ben nicht nur von der Möglichkeit der finanz:ie1len 
Bedeckung, sondern auch noch von versch:iledenen 
anderen Umständen abh!ängig ist. Es bedarf daher 
jedes Vorhaben vor der Ausführung der Bewilli
gung des Gem einderates. 

Die Einnahmen des außerord:entlichen Haushaltes 
1954 setzen sich zusammen: 
1. aus Zuschüssen, Beiträgen undl 

Ersätzen des Bund~s und Landes 
2. aus Entnahmen aus Rücklagen 
3 . .aus dem Anteilsbetrag des 

,orclentl. Haushaltes 
4. aus Erlösen aus Liegenschafts

verkäufen 
5. aus Ersätzen und son tigen 

E innahm,en 

Von den Ausgaben entfallen 
1. für Bau- und Anschaffungskosten 
2. für Leis tungen für Rückstelllun

gen und Ausgaben für aus der 
Kriegszeit s tammen.de 
F'orderungen 

3. für gegebene Darlehen 
4. für Zuführungen an Rücklagen 
5. für Ausgaben für den Ankauf 

vo1i. Liegenschaften 

S 628.725.50; 
S 3,530.000.- ; 

S 14,129.987.15; 

S 409.168.26; 

S 179.300.28. 

S 14,359.966.19; 

S 33.625.50; 
S 3,530.000.-; 
S 108.822.50; 

S 844.794.-. 

Von cl en Bau- und Anschaffungskosten entfallen 
wiederum auf: 

1. Rathaus - Ausbau des 
Seiltentraktes 

2. Schulwesen: 

a) Neubau der Ennsleitenschule 
- Baurate 

b) Schu1e am Tabor - Zentral
heizungsanlage und Sonstiges 

c) Schule in Gle'ink, Zentral
heiziungsantage 

d) KematmüllerS'chule, Zentral
heizungsan.1age 

e) Punzerschule, Aufstockung -
Baurate 

f) Städt. Handelsscihule - Zen
tralheizung und Stunns c!ha:d'en
behebungen 

3. Fiirs0t·gew escn und Jugendhilfe : 
Zubau beim Versorgungshe~m II 
am Tabor, Baurate 

4. Gesundheitsw esen und Spo rt: 

a) Neubau cl'es Amtsgebäudes in 
der Redtenbachergasse -

s 292.747.90; 

S 5,022.698.08 

S 481.944.18 

S 210.954.88 

S 310.504.66 

S 30.000. -

S 522.780.55; 

S 3,333.574.43; 

Restrate S 35.828.98 
(Gesamtkosten, Bau und Ein
richtung S 2,262.053.57). 

b) Rennbahngelände, Teilauslbau 
des Sportplatzes S 

c) Errkhtung einer Sportan.1age 
in Münfohholz - Bauraite S 

125.000.-

922.591.17; 



5. Bau-, "\Vohnungs- und Siedlungswesen: 

a) Wohnungswesen: 
Gegebene Darlehen an Woh
nungsvereinigungen 
Lau'benganghäuser 
Wohnungseinbau in der Schule 
Gleink 

S 3,050.000.
s 1,284.024.'11 

S 119.174.H 
(Der gesamte Aufwand für 
Wohnbauten einschließlich 
Wohnungsgesellschaft d. Stadt 
Steyr betrug im Jahre 1954 
S 6,359.383.05). 

b) Planung und Vorarbeiten für 
den Bau einer neuen Enns
brücke S 44.204.48; 

6. ö ffentliche Einrichtungen uncl "\\l it"tschafts
fö1·derung: 

a) Kanalbau auf der Ennsleite -
Baurate 

b) Abtragen des Leopoldibrun-
nens am Stadtplatz und Neu-
aufbau - Baurate 

C) Ankautf eines LKW für den 
Städt. W·irtschaftshof 

d) Erweiterung des W asserlei
tungsnetzes und Grunderwe•rb 

s 394.514.55 

s 58.520.53 

s 127.600.-

für Hochbehälter S · 977.685.02. 

Die aufgezählten Aufwandsummen beweisen wie
derum, daß die Stadtverwaltung auch im Jahre 195'1 
nrcht erlahmte, das Größtmögliche aurf dem Ge
biete der kommunalen Tätigkeit zu leisten und so 
schrittweise d_ie großen Säurru1isse, die di.e Stadt in 
den verschiedenen Sektoren des kommunalen Auf
gabenkreises aufzuweisen hat, auf zu ho-len. 

])je Rückstandgeba n111 g 
verrechnet in den 
E innahm e n 

die Einnahmenrücks tände des ordent
lichen Haushaltes mit 
des außerordentlichen Haushaltes mit 
der durchlaufenden Gebarung mit 

zusammen 

S 4ßl.473.98 
S 17.298.53 
S 90.157.72 

S 538.930.23. 

Im VergLeich zu clen Gesamteinnahmen beträgt 
der Rückstand n u r 0.48 % , di!e Rückstände des 
ordlentlichen Hau shaltes 0.5 %. Sie sind daher sehr 
gering. Von den Rückständen des o,rd1entl'i:Cihen 
Haushaltes entfallen S 140.778.38 auf dlie Gemeinde
steuern, S 120.436.42 auf Kon.z,essionsabgabe, Schil
ling 18.667.89 auf Wasserleitungsgebühr, Schil
ling 19.276.79 aui Einnahmenrückstände des Wirt
sc:'haftshofes, S 52.090.- auf zum Jahresende noch 
aushaftende Inseratengebühren des Amtskalenders. 
Der Rest verteilt s.iich auf kleinere Rückstände von 
Ersatzlefstungen. In sibeoon.ders die Abgabenrück
s tände siind darauf zurückzuführen, daß für die 
E inbringung cler .Abgaben •d'es Verrechnun.gsmona
tcs Dezember nur ein Nachmonat zur Verfügung 
teht. 

Bilanz dc1· S tä<lt. U nte1·nehmungen: 

Die Aktiven betrugen in1 Ja'.hre 1954 S 1,159.590.38 
die Passiven S 923.588.48, 

daher ein Retnvermögen 
am 31. 12. 1954 S 236.001.90 
gegenüber dem anfänglichen Reinver-
mögen von S 1359.633.26, 

erg~bt s ich ein Verlust von S 
Der Verkehrsbetrieb weist einen 
Verlust von S 
auf, die Bes tattu ng einen solchen von S 
Die Reklame hatte eLnen Gewinn von S 
und das Krematorium und die 
Leichenhalle einen solchen von S 
zu verzeichnen. 

123.631.36. 

106.767.66 
27.974.66. 

5.456.02 

5.654.94 

S6 

über die Bilanz liegt cl~m Rechnungsabschluß 
ein e,iigener Bericht cler Stäclt. Unternehmungen bei. · 
Das Sondervermögen der Ge meind e 
besteht a) aus ct:er Schiffmeister Reder'schen Jubi
läumsstiftung mit einem Vermögen. von S 5.759.39 
( der Zinsenertrag wurde widmungsgemäß verwen
det, er betrug S 401.50); b) weiters aus der Dr.-Wil
belm-Groß-Stif tung mit einem Vermögen. von Schil
ling 42.069.73. Die anfallenden Zinsen wurden dem 
Stiftungsvermögen zugeführt und niicht w idmu ngs
gemäß verwendet, cla cl ie Rechtslage der Stiftung 
erst geklärt wurde. 

Die K rnnkenfii1·s01·geans talt <kt· B ea mten des 
Magistrates St<-yr 

zeigt in der Erfolgs rechnung dieser Ans talt einen 
Gewtnn von S 2.267.12 aui. Das Vermögen betrug 
mit Ende 1954 S 17.716.46. Der Gewinn wurde dem 
Vermögen zugeführt. 

Ve nuögensl'echnung. 

Die Gegenüberstellung des schließlichen Reinver
mögens mit jenem d'er Vorjahre gibt ein klares 
Bild des Wirtsch aftserfolges des Berichtsjahres. 

Das Reinvermögen hat sich seit 1951 von Schil
ling 31,434.002.86 auf S 117,798.861.07 im Jahre 195-1 
fast vervierfacht. 

Sie finden im Reclmungsabschlusse, der Ihnen 
vorliegt, auch eine Aufstellung der Vermögensteile. 

Das Reinvermögen stieg im Jahre 1954 von Schil
ling 69.1 Mill. auf S 117.8 Mill., somit um run rl 
70.4 %, ein Zeichen der gÜII1stigen Entwicklung de1· 
Finanzlage der Stadt, die nun schon durch einige 
Ja.ihre anhält. Die Aktiven stiegen von 71 .3 Mill. 
1m Jahre 1953 au f 119.7 Mill. Schilling im Jahre 
1.954. So sti'e,gen die Darlehensforderungen von 5.9 
Mill. auf 9.4 Mill. Sch'iU:iln,g. Hievon en tfallen allein 
auf Wohnbauförcleru ngsdarlehen 8 Mill. Schilling. 
Der R ü cklagenstand s ti-eg von 22.2 Mill. auf 51.3 
Mill. Schilling. Hie.durch ist nicht nur der Geld
bedarf für clie Vollendung der bereits begonnenen 
Vorhaben. gesichert, son.dem es ist auch möglich, 
neue dringende Vorhaben in Angriff zu nehmen. 
Lmmer muß jedoch betont werden, claß das gün
s tige Bilanzbild in ofern trügt, a ls es nicht d n 
großen Nachholbedarf der Stadt auf dem Gebiete 
cler kommunalen Einrichtungen aufzeigt. Die Ver
säumnisse auf diesem Gebiet s ind derart voluminös, 
daß es der Stadtverwaltung, selhst auf eine Reihe 
von Jahren aufgeteilt, nic h t mögl ich sein w ird, 
diese Versäumnisse mit etgener Finanzkraft auJzu
holen. Es sei nur aLLf die größten u n.d dringendsten 
Nach holbedarfe verwiesen, wie: Behebung cler 
vVohnungsnot, Bau neuer Verke'hrs.c; traßen un d 
Brücken, Bau einer das ganze Stadt~ebiet umfas
senden Kanalisati'on, weiterer Aus bau der Wasser
Yersorgungsanlage, Bau eines SchJiachthofes und 
sch ließlich Bau kultureller und sportlicher Einrich
tungen.. 

fm Rechnungsabschluß ist auch nachrichtlich di e 
Bilanz 1954 d'er Gem einnützigen Wohnungsgcsc!J
S<'haft cl.c ,· Stad t S teyr, Gcs. m . b. H. aufgenomm e n, 
weil ct:as Gesellschaftsvermögen zum überwiegenden 
'l'eil in den. Händen der Stadt li egt. Die Bilau :,,; wui·
de im Stnn.e der R iahtlini'en cl'es österr. Verbande. 
g0meinnütziger Bau-, Wohnungs- und Siedlu ngs
und Sied'Lungsverein.igungen erstellt. 

Die Aktiven betrugen S 11,109.158.54 
die Passiven S 11,113.132.12 

Verlust s 3.973.58. 

In der Gewinn- und Verlustrechnung 1954 s tehen 
den Aufwendungen von S 159.398.47 Erträge von 
S 155.424.89 gegenüber, sodaß s teh der oben ausge
wiesene Verlu s t von S 3.973.58 ergibt. 

Die Tätigkeit erstreckte sich auf die Bewirtschaf
t ung der seit 1953 bezogenen Wohnblocks in der 
Posthof- und Hanusohstraße (Bauten Taibor 1) und 
die Bauarbeiten. an den 3 neu in An.griff genom
rn.en.en Vorhaben Tabor II (23 Wohneinheiten, 1 G '-



schäft), Enns leite I (.36 Wohneinheiten, 6 Zimmer 
für Alleit1Stehende) und Enns leite II ( 42 Wohnein
heiten) mit voraussichtl'ich rund 8.5 MiU. Gesamt
kosten. Hiefür wurden 1954 S 4,531.730.02 aufgewen
det, wovon S 280.000.- aus einem Hypothekardar
lehen des Bund'es-Wohn- und Siedlungsfonds, der 
Rest aus Darlehen der Stadtgemeinde zug,eflossen 
ist. Alle 3 Bauten wurden erst 1955 fertiggestellt. 

Der Rechnungsabschluß wird im nächsten Jahre 
Yom Obersten Rechnungshof geprüft. E s wolle da
her der Gemeinderat heute beschließen: 

„Der Rechnungsabschluß der Stadt Steyr für das 
Jahr 195°1 wird informativ zur Kenntnis genom-
1nen." 

Ich bitte um Annahme des Antrages 

Bürgermeister Ing. L. Steinbrecher : 

Ich danke Herrn Kollegen Schanovsky für seine 
Ausführungen zum Rechnungsabschluß 1954. 

Wünscht zu diesem Tagesordnungspunkt jemand 
das Wort? Dies ist nicht der Fall; ich konstatiere 
daher die einstimmige Zurkermtnisnathme. 

Wir kommen nun zum n ächsten Punkt der Ta
gesordnung. 

Ha - 5474/54 Genehmigung <'incs Nachtn1gsvornn
vorauschlages fiit- das Jahe 1955. 

Stadtr at Hans Schanov ky: 

E s liegt Ihnen auch ein gebundener Nachtrags
voranschlag de r Stadt Steyr für das Jahr 1955 vor. 
Dazu habe ich folgendes aus.zuführen : 

Die Ausfüh rung des mit Beschluß des Gemeinde
rates der Stadt Steyr vom 21. 12. 1954 genehmigten 
Voranschlages 1955 ergab, daß zwangsläufig bei 
verschiedenen Haushaltsstellen Mehreinnahmen u . 
Mehrausgaben anfielen und ve rschiedene im Vor
anschlag nicht vorgesehene Ausgaben getä tigt wer
den mußten. Die dadurch entstanden en über- und 
außerplanmäßigen A usg,aben - soferne sie Kredit
ansä tze mit beschränktem Anweisungsrecht betra
fen - wurden je nach der Höhe der Über schrei
tung vom Stadt- oder Gemeinderate bereit s bei 
ihrem Budget genehmigt. Die bei den Pflichtausga
ben bzw. beii den bedingten Pflicht.ausgaben entstan
denen Kreclitübe rschreitung,en waren durchwegs 
unvermeidbar. Ebenso ergaben siJch zwangsläufig 
be,i den Einnahmen, insb. bei den Steuern und Ab
gaben, Me.h.reinnahmen, clie bei der ursprünglkhen 
Präliminierung m angels entsprechender Unterlagen 
nicht vorgesehen werden konnten . E s brachte insb. 

Mahn- und Vollstreckungsgebühren, Verspätungs-
und Säumniszuschläge 

Darlehens;Qinsen und Zinsen für Fremd'mittel 
Erträgnisse von Rücklaige111 
Tilgungs raten fi.i.r gegebene Darlehen 
Gewerbes'teuer 
Lohnsurnmensteuer 
Geträ11.kesteuer 
L us tJba r kei tsabgabe 
VerwaLtungBabgabe 
Abgabenertragsanteile (abzüiglich des Anteiles 

an den Gemetindleaus.gleichsfondS') 

Summe 

Diie Gegenpos t an Ausgaben find'en Sie inslbeson
dere auf Seite 18 ebenfalls im selben Kapitel. Hier 
kommen wir zum ersten Male aiuf d'ie Zahlung zu 
sprechen, die uns das Finanzausgleichsgesetz ge
bracht hat, und zwar auf den Gewerbesteiu.er.spitzen
ausgleich. Wir mußten ilin Jahre 1955 dafür Schil
ling 13,370.200.- abgeben. Ermittelt wi,rd dieser 
Spitzenau~gleich dadurch, daß einer Gemeinde nur 
S 450.- pro Kopf 'ihrer Bevölkerung als Gewerbe
s teuer zuerkannt werden; von der Spitze über di'e-

die Finanzausgleichsg,esetznovelle 1955 Überra
schungen, so duroh di,e Le1Lstung des Gewerbesteuer
spitzenausgleiches und durch die Aufteflung des 
Bund:espräzipuums nach der Finanzkraft der Ge
meinden. Die Auifteilung belastet den Gemeinde
haushalt im Jahre 1955 außer.ordentlich. Das Bun
clespräzipuum allein erreicht fast die Höhe der Ein
nahmen an Abgabenertragsanteilen abzüglich des 
Anteiles an den Germelindemisgledbhsfonds. Die 
Mehreinnahmen an eigenen Steuern betrugen rund 
36.4 Mill. Schilling, die Gewerbesteuer allein 33.7 
Mill. Schi1LlJ1g. Bei den Ausgaben entstanden ver
schiedene Einsparungen sowohl im ordentlichen 
als auch im außernrdentlichen Haushalt, da teilwei
se geplante Vorhalben entweder überhaupt nicht 
zur Durchführung gelangten und zurückgestellt 
werden mußten o:clier sli.e konnten in1 vorgesehenen 
A usma.ße nicht ausgeführt we,rden. 

Der Personalaufwand erfUJhr durch die im Jahre 
1955 erfo1gte Gehaltserhöhung eiJne überschreitung. 
Trotz der Mehra1Usgaben im ordentlichen H aushalt 
von rund 43 Mill. Schilling beträgt der übersch.uß 
22 Mill. Sch'ffüng, der als Anteilsbetrag des ordent
lichen Haushaltes dem außerordentlichen Haush alt 
zugeführt wird. Hierdurch ist der ordentliche Haus
halt in Einnahmen uncl Ausgaben wieder ausgegli
chen. Im außerorcJ!entl.iich.en Haushalt senkt ·sich je
doch durch diese Maßnahme die Rückl.agenent
nahme zur Teildeckung dies Aufwandes von der 
ursprünglich präliminierten Höhe von 40 Mill. S 
auf S 20.6 Mill. 

Ich bitte daher, me-iil1en Ausführungen d'ah in z1.l 
folgen, daß Sie auf Seite 4 und 5 die Gesamtüber
s iicht aufschlagen, womit sich der ordent1iche Haus
halt des Voranschlages 1955 'in allen seinen Kapiteln 
auf der füinnahmenseite von S 47,211.900.-

auf der Ausgabenseite 

um S 43,445.600.-

auf S 90,657.500.-, 
von S 47,211.900.
um S 43,445.600.-

ebenfa lls auf S 90,657.500.- erhöht . 

Damit wird auch der ordentl.i:che Haushalt des 
Jahres 1955 ausgegli:chen sein. 

Die Auswirkung vollzieht steh natürltich auf der 
Einnahmenseite (wenn Sie Seite 10 aufschlagen), 
und zwar im Kapitel 9, ,,Finanz- und Vermögens
verwaltung". Ste fänden dort ,die überschreitungen 
cler Einnahmen dur•ch d!ie günsti'ge finanzielle Lage 
unserer Stadt erläutert. 

Voransch1ag Nachtraigsvoranschlag 
1955 

1955 

bisheriger Ansatz Älld'er'UIIlgen 
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13.000.-
3.000.-

500.000.-
60.000.-

21,372.000.-
3,900.000.-

870.UUU.-
700.000.-
80.000.-

2,300.000.-

29,798.000.-

+ mehr 
- weniger 

+ 17.000.-
+ 47.000.-
+ 1,000.000.
+ 71.000.
+ 33,728.000.
+ 2,100.000.
+ ::S::SU.UUO.
+ 300.000.
+ 80.000.-

+ 5,000.000.-

+ 42,673.000.-

neuer 
Ansatz 
30.000.-
50.000.-

1,500.000.-
131.000.-

55,100.000.-
6,000.000.-
1,:wu.uuo.-
1,000.000.-

160.000.-

7,300.000.-

72,471.000.--

sen Betrag ist vom Mehr ein Drittel abzuführen. 
Dieses Drittel macht d!ie Summe v . S 13,370.200.- aus. 
Dieses Drtttel wird nun wieder gedlrittelt, indem 
ein DI'ittel die umliegenden Gemeinden von Steyr 
er.halten. Die anderen zweii Drittel ,e·rhält das Land 
Oberösterreich zur Stärkung seines Fonds für Be
darfszuweisungen. Und so ist es nicht uninteres
sant, wenn ich Ihnen jene Beträge bekanntgebe, 
die d!1e umliegenden Wohngemei!l1den v,on Steyr 
durch den Gewerbesteuerspitzenausgleich ,erhalten: 



Adlwang 
AschaclJ,/Steyr 
Behambeng 
Dietach 
Ennsdorf 
Erla 
Gaflenz 
Garsten 
Großraming 
Hargelsberg 
Kürnberg 
Laussa/Losens tein 
Losenstein 
Mauthausen 
Molln 
Rohr 
Schiedlberg 
Seitenstetten 
Steiinbach/Steyr 
St. Marien 
St. Pantaleon 
St. UlI'ich 
St. Valentin 
Waldneukirchen 
Weistrach 
Weyer-Land 
Wolfern 

zusammen 

s 
34.000.-

148.000.-
155.000.-
332.000.-
25.000.-
16.000.-
14.000.-

1,517.000.-
73.000.-
23.000.
,32.000.-
70.000.-

282.000.-
59.000.-
77.000.-
18.000.-
91.000.-
14.000.-

118.000.-
45.000.-
32.000.-

411.000.-
207.000.-
136.000.-
104.000.-
23.000.-

400.000.
s '1,456.000.-. 

1. Der oi-dentli ch c Hausha]t: 

a) in den Gesamteinnahmen auf 
(gegenüber S 47,211.900.-) 
in den Gesamtausgaben auf 
(gegenüber S 47,211.900.-) 

b) in den Reinei.nnahmen. auf 
(gegenüber S 39,527.100.-) 
i1n den Rei.nausgaben auf 
(gegenüiber S 39,527.100.-) 

2. Der außet·ot·dent1iche Haushalt: 
In den Ge amteinna'hmen auf 
(gegenüber S 40,000.000.-) 
in den Gesamtausgaben auf 
(gegenüber S 51,350.000.-) 

Die übrigen Punkte des Gemeinderatsbeschlusses 
vom 21. Dezember 1954, Ha-5474/54, bleiben unver
ändert." 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Ich d'anke dem Herrn Referenten. für seine Aus
führungen zum Nachtragsvoranschlag 1955 

Werter Gemeitnderat, wenn man die Ziffern vom 
Gewerbesteuerspirtzenausgleich und vom Wohnge
meirndenausgleich hö·rt, müßte man erwarten, daß 
der Vorsitzende eine Trauerminute einschaltet. 
Nachdem wir aber in den vergangenen zehn Jah
ren das Hergeben schon gewohnt worden sind, wer
den wir auch dies noch iliberwinden. 

Wünscht zum Nachtraigsvoransch lag für das Jahr 
1955 jemand das Wort? 

Nachdem cti'es nkht der Fall ist, ist der Nach
tragsvoranschlag 1955 einstimmig angenom-
111en. 

Wir kommen nur zum dritten Punkt der Tages
ord!nung. 

Ha - 7295/ 55 Genehmigung des Voransch1ages 1956. 

Bevor der Herr Referent das Wort ergreift, möch
te ich mitteilen, daß der Voranschlag 1956 onl-
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• 
Das Bundespräzipuum muß mit S 7,531.000.- do

tiert werden. Für die Zuführung an den außeror
dentlichen Haus1l1alt ist mit einem Anteilsbetrag 
von S 22,913.800.- zu rechnen. 

Tm außerordentliichen Haushalt wird ebenfalls ge
genüber dem Voranschlag eine Veränderung eintre
ten, und! zwar werd'en die Ausgaben S 44,125.800.
(gegenüber den prälimin,ierten Ausgaben von Schil
ling 51,350.000.-) betragen, sod!aß sich die Ausgaben 
mit den :0innaihmen cl'ecken werden, d'ie mit Schil
ling 44,125.800.- präH:miniert werden. 

E s ergibt sich claher durch den Nachtrag voran
schlag Ul55 ein Gesamt.haushalt von 

im ordentlichen Haushalt S 90,657.500.-. 
im außerordentl. Haushal t S '14,125.800.-

S 134,783.300.-. 

Diese Ziffer ist de halb interessant, weil sie uns 
ja d'ie Grundlage für den Voranschlag 1956 g ibt. 

Der Finanz- und Rechtsausschuß s tellt daher an 
Sie d'en Antrag: 

,,Der Gemeinderat wolle beschli,eßen: 

Der Punkt I des Beschlusses des Gemeinderates 
der Stadt Steyr 'in der Sitzung am 21. Dezember 
1954, womit der Voransch1a,g 1955 genehmigt wur
de, wird durch nachstehenden Nacht:ragsvoranschlag 
für cl'as J a,hr 1955 wie foigt a;bgeänclert: 

übe1·schuß 

Abgang 

übers·ohuß 

Abgang 

Überschuß 

Abgang 

S 90,657.500.

s 90,657.500.-

S 82,668.700.

s 82,668.700.-

S .J-4 ,125.800.

s -14,125.800.-

nungsgemäß clurch zwei "\Nachen, und zwar in der 
Zeit vom 5. his 19. 12. 1955, zur öffentlichen Ein
sichtnahme aufgelegt wurde. Hievon erfolgte nach 
§ 46, Abs. 3, des Gesetzes vom 18. 3. 1930, LGBI. f. 
0.-ö. Nr. 13/1930 (Gemeindestatut der Stadt Steyr) 
die Verlautbarung. 

"\Vährend dieser Zeil sincl keine Erinnerungen 
vorgebracht worden, sodaß wir in die Beratung des 
Voran schln,ges 1956 eingehen können. 

Bitte, Herr Kollege Schanovsky! 

Stadtrat Hans Sc h an o vs Je y: 

Sehr verehr ter Gemeinderat! 

Der Voranschlag 1956 wird ganz besonders beein
flußt d'urch zwei Probleme, d.ie in un serer Stadt 
vorherrschen: clas eine davon ist nach wie vor das 
Wohnungsproblem; zu diesem kommt nun noch 
das Verkehrsproblem. Es ist daher nicht verwun
derlich, wenn Sie aus dem neuen Voranschlag, der 
Ihnen ja auch zugegangen ist, ersehen werden, 
daß dafür auch im kommenden .Jahre wieder ganz 
bedeutende Mittel eingesetzt sind. 

Der Voranschlag der Stadt Steyr für das Jahr 
1956 gliedert sich wie in den VorjahTen in einen 
ordentlichen Haushalt, in einen außerordentlichen 



Haushalt, in etnen W irtschaftsplan der Städt. Un
ternehmungen, einen ~oranschlag der Krankenfür
sorgeanstalt der Stadt Steyr, eiJnen Sonderhaushalts
plan für die Stiftungen mit eigener Rechtspersön
lichkeit und für die Gemeinnützige Wohnungsge
sellschaft der Stadt Steyr, Ges. m. b . H. Weiters 

enthält der Voranschlag in einer Anlage die im 
Punkt VII cl:es Richtlini,enerlasses des Bundesmini
steriums für Finanzen vom 9. 7. 1949, betreffend 
die Erstellung der Voranschläge vorgeschriebenen 
Nachweise. 

Der Voranschlag 1956 zeigt folgendes Ergebnis: 

Einnahmen Ausgaben 
1. Orden tli!oher Haushalt 
2. Außerordentlicher Haiushalt 

S 70,538.000.
s 31,000.000.-

S 70,538.000.
s 65,770.000.-

3. Wirtschaftsplan der 
Städtischen Unternehmw1gen 

S 101,538.000.

s 2,564.900.-

S 136;308.000.

s 2,711.400.-

zusammen S 104,102.900.- S 139,019.400.-. 

E s ergibt sich daher ein Abgang von Schilli:ng 
34,916.500.-. 

Wie aus cl'ieser Aufstellung ersichtlilch ist, ist der 
ordentliche Haushalt in Einnahmen uncl Ausgaben 
ausgeglichen. Di'e geplanten Vorhalben des außeror
dentlichen Haushaltes in Höhe von S 65,770.000.
sind vorläufilg milt eigenen Mitteln (Rücklagen) nur 
bis zu einer Höhe von 31 Mill. Schil'linrg gedeckt. 
Vielleicht is t es mögii'ch, im Laufe des Voranschlags
jahres be.i weiterem Anhalten der wirtschaftlichen 
Konjunktur dem außerordentliichen Haushalt noch 
weiitere Mittel zufLießen zu laissen, od,er wenn nötig 
hieffu- Kredite zu beschaffen. 

Jedenfalls können die Vorh aiben in der geplanten 
Aufwandssumme nux durohigeführt werden, wenn 
die Bedeckung 'hiefür gesi'chert ist. Hiemit kann 
auch im Jahre 1956 ein weiterer Schritt getan wer
den, clie großen Versäwnntsse aufzuholen, cVie clJie 
Stadt leider noch aiufzuwei'sen hat. Wenn auch der 
georc!Jnete Haushalt und der äußerst geringe Schul
den tand - er beträgt S 370.000.- - auf eine gün
stige Finanzla,ge hh1weisen, so bietet diese Finanz
lage der Stadtverwaltung leider nilcht clie Möglich
keit, den großen Anforderungen, die cler Nachhol
bedarf erfordert, ohne Inanspruchnahme von 
Fremclmittell1 und SUJbventionen in den nächsten 
Jahren gerecht werden zu können. E s sei hiebei auf 
die Unsu1nmen verwiesen, ctii,e cLer Neubau und 
Au bau clrLngend notwendiger Verkehrs- und Um
fahrungsstraßen sowie cler Bau neuer Brücken zur 
Lösung des Verkehrsproblemes erfordert, weiters 

Den Steue'l·einnahmen von 
stehen folgende Umlagen u. Steuer
entnahmen als Ausgabe entgegen: 
Gewerbesteuerspitzenaus,gleich 
GewerbesteuerausgJeilch zwischen 
Wolm,gemetnde u . Betriebs,gemeinde 
Bundespräzipu,urn 
Landesumla,ge 
Fami lienl as tenausgleich 
Ersatzle,isLungen an den Ausgleichs
[oncls an das La nd nach dem ASVG. 

Der Netto-Steuere•rtrag beträgt daher 

Auf den Kopf der Bevölkerung Steyrs umgerech
net würde die Steuerlast be'il einer Einwohnerzahl 
von 38.810 im Jahre 1956 S 1.223.- .betragen, von 
der jeclooh cller Gemeinde nur S 720.- :w ihr,er Be
darfsdeckung verbleiben. 

Der gesamte Personalaufwand' einschließlich dem 
des Städt. Wirtsohaftshofes, also auch einschließ
lich der reLnen Produktivlöhne, beträgt Schilling 
15,978.400.-, das sind 22.6 % dler Gesamtausgaben, 
jener der Hoheitsverwaltung allein S 11,626.400.- -, 
das sind 16.5 %. 

•Die Amtserfordernisse erfordern einen Aufwand 
von S 610.500.-, d. s. 0.9 % der Gesamtausgaben, 
clie Gebäucl'eerhaltungs- und Gebäucl!ebenützungsko
s ten S 2,394.000.-, d. s. 3.4 %. 

Der orden tJichc H aushalt. 
Gt utipe O „Allgemeine Verwa]t uug". 

In dleser Gruppe stehen den Einnahmen von 
S 409.800.- Ausgaben von 5,091.100.- ~egenüber, 
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auf clli:e Kosten cl'es Ausbaues cles Kanalisati'ons- u. 
·wasserleitungsnetzes, auf cliie Kosten des Woh
nungsbaues und auf die Kosten für die Errichtung 
verschiedener kommunaler Eirll'tchtungen, wie 
Schlachthof, Markthalle usw. 

Der Voranschlag des ordentlichen Haushaltes 
wurde von der Einnahmenseite her erstellt unt~ 
wurden die Ausgruben entsprechend dem von den 
einz,elnen Dienststellen angemeldleten Bedarf mit 
den Einnahmen in Übereinstimmung gebracht. Hie
hei mußte insbesonclrers auch auf die Auswirkung 
des Finanzausgleichsgesetzes HJ5ö Bedacht genom-
1nen werden, sowohl hinsichtlich cl'er Ermittlung 
des Bundespräzipuums, bei welcher die Finanzkraft 
einer · Gemeinde ein entscheidender Faktor ist, als 
auch hinsichtlich des Gewerbesteuerspitzenausglei
ches. Auch das mit 1. 1. 1956 in Kraft tretende „All
gemeine Sozialversicherungsgesetz" legt den Ge
rneinclen neue Lasten auf in Form cler Ersatzlei
stung an Ausglei'chszulagen an clas Land, für deren 
Ermitth.mg ebenfalls die Finanzkraft einer Gemein
de maßgebend ist. Im Voranschlag wurde diese neue 
Belastung gesd1ätzt. 

Nach wie VO[" bilcl!en cl'te Abgaben und Gebühren 
die Haupteinnahmequel len der Stadtgemeinde. Die 
gemeindeeigenen Steuern s ind mit 44.3 Mill. Schil
ling veranschlagt, die Abgabe'l1!ertragsanteile (ab
züglich des Anteiles an clen Gemeindeausgleichs
fonds) mit 7 Mill. S, somit zusammen mit 51.3 Mill. 
Schilling, das Si'J'JJcl rund 72 % der Gesamteinnah
men. 

S 12,400.000.

s 500.000.
s 5,700.000.
s 1,760.000.
s 651.000.-

s 2,400.000.-

S 51,345.000.-

S 23,tJll.000.-

sodaß der Zusohußbeclarf S 4,681.300.- beträgt. Die 
AusgabPn betreffen mit Ausnahme einmaliger Aus
gaben von S 101.600.- nur Pflichtausgaben für ver
schiedene Dienststellen der Hoheitsverwaltung. 
GntJ)IJ(l 1 „Polizei". 

Auch der Aufwand cliileser Gruppe beinhaltet fast 
ausschließlich Pflichtausgaben. Die Einnahmen be
tragen S 138.100.-, die Ausgaben S 1,505.400.-, der 
Zuschußbedarf demnach S 1,367.300.-. Die Kosten 
für die Bundespolizei (Polizeikdstenbeitrag und 
Sachaufwand laut Polizeivertrag) werden sich auf 
S 751.000.- belaJUfen. An einmaligen Ausgaben ist 
die Errichtung von Verkehr.sampeln in Zwischen
brücken mit S 110.000.- uncl solcher am Pfarrberg 
mit S 40.000.- vorgesehen. 

Cn11ipe 2 „Schulwesen". 

Der Aufwand für das Schulwesen nimmt auch im 
J athre 1956 einen breiten Raum ein. Die veranschlag
ten Einnahmen betragen S 222.300.-, die veran-



schlagten Ausgaben S 4,066.000.-, der Zuschußbe
darf demnach S 3,843.700.- gegenüber S 3,079.175.13 
der Rechnung 1954. 

Der Zuschußbed!arf verteilt s,i:ch wie fol:gt: 
Allgiem. Sohulvenvaltung, Schulamt 

und Stadt.is-chulrat 
Volks- und H auptschulen 
Gewerbliche und' kaufmännische 

Berufsschulen 
Stäcl't. Handelsschule 
Gewerbliche und h,auswirtschaftliche 

F rauenberufsschule 
Stadtbildstelle 
Studien- und Lernbeilhilfen 

S 94.300.
s 2,6•30.600.-

S 113.800.
s 232.300.-

S 748.600.-
s 4.100.-
s 20.000.- . 

Im außerorcllentlichen Haushalt sind für das 
Schulwesen BauaufWändie in Höhe von S 8,500.000.
präUminiert, socllaß sibh d'Le Gesamtausgaben auf 
12.5 Mill. S belaufien, das sind 9.2 % des Gesamt
budgets. 

Ab dem Jahre 1956 entfällt der Aiufwand für das 
Bundlesrealgymnasium durch AiuflöS'U.ng des dies
bezüglichen Vertrages der Gemeinde mit dem Bund. 

Gnappe 3 „I{ulttu·wesen". 

In dieser Gruppe sind die Einnahmen rrut Schil
ling 347.000.- veranschlagt, denen Ausgaben in Hö
he von S 1,156.700.- gegenübers teihen, sodaß der 
Zuschußbedarf S 809.700.- beträgt. Ein Vergleich 
mit diem Rechnungiser,gebnis aus dem Jahre 1954, 
das einen ZUJschuß von S 469.380.- aufwe,ist, zeigt, 
daß auch auf dem kulturel]en Sektor eine erhöhte 
Tätilgk.eit vorgesehen .ist. Unter anderem erfordert 
das Kulturamt und clles,sen Verans taltungen einen 
Aufwand von S 97.300.-, clie Vorstellungen im 
Stadttheater (Gas tspiiele des Landesit;heaters Linz) 
einen Zuschuß,bed.a rf von S 181.500.-. Die Musiik
schule erfordert einen Zuschuß von S 115.100.
und das Heimatmuseuim einen solcihen von Schil
ling 166.800.-. Für das Letztere sind einmalige 
Aufwendungen in Höhe von S 75.000.- vorgesehen, 
und zwar für dile Errichtunig des Emenmuseums 
S 30.000.- urndl für dien Ankauf von Einrichtungs
gegens tänden und Sons tigem S 45.000.-. D~e Volk~
hochschule die sich von Jahr zu Jahr emes gro
ßeren Zuspruches erfreut, bedarf eines Zuschusses 
von S 89.000.-. Für Beiträge für die Kunstpflege 
und Wissenschaftspfle,ge •ilst ein Betrag von Schil
ling 100.000.- vorgesehen. 

GrttJ)JH' 4 „Fiia·so1·gewesen und Jugendhilfe". 

Auch der Aufwand für das F 'ürsorgewesen ist 
sehr beachtlich und in stetem Steigen. Die veran
schlagten Aus.gaben betragen S 10,129.500.-, die 
Einnahmen S 4,280.900.-, diaiher der Zuschußbedarf 
s 5,848.600.- gegenüber S 3,618.5qo.- laut Rech
nung 1954. 

Der Zu1schußbedarf verteilt sich w ie foLgt: 
Allgem. Verwaltung - Fürsorgeamt S 342.300.
Wirtschaftriche und gesundlheitliche 

Fürsorge S 1,561.600.-
Geschlossene Fürsorge S 1,317.500.-
Förderung der freien Wohlfahrts-

fürsorge S 35.000.-
Kriegs vernehrte und. Kriegsihinter-

bHebene S 16.600.-
Verschiedene Hilfsaktionen, wie 

Hotz- und KohLenaktion, Säu1glJiin,gs
wäschepaketaktion, Katastrophen-
hilfe, o. -ö. Heimathilfe usw. S 540.000.-

VerwaltuJ1g der 
Versorgungsanstatten 

'C'nterstands:häuser 
Jugendamt 
Erho1ungsfürsorge für Kinder 
Fürsorgeerziehung 
Einrichtungen der Jugendlhilfe 

(frem.d!e Hei!me) 
Städlt. Ktnderübergang1,heime 
Städt. Kindlerg.ärten 
J ugendwand!er'henbe1,ge 
Jugend am Werk 

s 
s 
s 
s 
s 

113.300.-
48.800.-

257.000.-
46.000.-

5.500.-

S 362.500.
s 8.100.
s 1,043.600.
s 20.900.
s 129.900.--
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Gt·uppe 5 „Gesundheitswesen und 
körperliche E1·tiichtignng". 

Diese Gruppe e'l.'fordert beii Einna.hmeJ1 von Schil
ling 8.500.- und AUJsgaben von S 624.700.- einen 
veranschlagten Zuscihußibedlarf von S 616.200.-. 
Von diesem entfallen auf clae Verwaltung des Ge
sund!heitsamtes S 306.500.-, auf die Mutterbera
tungsstellen S 33.000.-. Das Sportwesen ist mit 
einem ZuschJUßbedarf von S 276.700.- veranschlagt. 

Gruppe 6 „Ban-, \Vohnungs. und Siedlungswesen". 

Die Gesamtausgaben s ind 
veranschlagt mit 
die Gesamteinnahmen mit 

S 8,126.000.-, 
S 1,700.000.-

daher ein Zuschußbedarf von S 6,426.000.-. 

Von diuesem Zusöhußbedarf entfallen allein für 
die E r haltung und' den Ausbau von Straßen, Wegen 
und P lätzen S 4,403.000.-. Für die laufende Stra
ßenerhaltung und für die Verbesserung bestehender 
Straßen sfnd'. S 2,700.000.- prälimimert, für den 
Ausbau S 1,470.000.-. Hierunter fallen an größeren 
Ausgaben für dlie Gehsteigregulierung Schlüsselhof
gasse S 150.000.-, für den Stie,genneubau zur Enns
leL'te S 180.000.-, für den Straßenneulbau zur neuen 
Ennsleitenschule und zu den Wohnur:11gslbauten 
(Restbaurate) S 500.000.-, für ctre Gestaltung des 
Brucknerplatzes S 50.000.-, für die Regruli:erung 
und Pflasterung des MehLgrabens S 80.000.- und 
für die Pflasterung eines Teillstückes der Leopold
Werndll-Straße S 450.000.-. Für den Neubau der 
Vogfürücke sincl S 90.000.- vorgesehen, für die Er
haltung:sausgaben der Brücken S 100.000.- und an 
Beiträgen zu Wasserwehrbauten S 220.000.- . 

Gt·uppc 7 „öffentliche Eint·ichtungcn und 
'\Vit-tschaftsföa·dcrung". 

Tn dieser Gruppe stehen den Einnahmen von 
S 8,154.300.- Aus@ben von S 13,1325.600.- gegen
über, sodlaß der Zus:chußbedarf S 5,171.300.- be
trägt. Hievon entfallen auf die StraßenlbeJ.eochtUJng 
S 1,510.500.-, wobei für Erweiterungsbauten, Neu
an1a;gen und Verbesserung1en S 1,300.000.- vorgese
hen sind. Die Straßenreinigung erfordert einen Zu
schußbedarf von S 729.100.-, die Stadtentwässe
rung FäkaLienabf:uhr e.inen sOillcihen von S 675.000.-, 
wobei auf e'i'nmalig:e Ausgaben für Kanalbauten Und 
Proj.ektskosten S 705.000.- entfallen. Der Zusch.uß
bed!arf für das Feuerwehrwesen. is t mit S 617.900.
verans,chlagt. Die städtische Müllabfuhr ist in der 
Gebarung ausgeglichen, elbenso die städ't. Freibank 
und die Wasserverso,r,gnrn1g. Der im Voranschlag 
aW'lgewiesene Zuschußlbedarf bei der Wasserversor
gung in Höhe von S 100.000.- ist auf dem Ankauf 
von Wassermessern als e,inmalilge Ausgabe zurück
zuführen. AUJCh der laufende Aufwand' des Städt. 
Wi!rtschaftshof.es mit Einnahmen und Ausgaben 
von je S 6,235.000.- ist aus,geglichen. In diesem 
Unterabschni'tt s ih11dl jedoch e'iirnnalige Aus,gaben in 
Höhe von S 836.000.- vorgesehen, so u,nter ande
rem für den Neubau eines Gefol1g;5cl:1aftsrauines im 
Ge;l:fäude des Städ't. Wirtschaftshofes ein Betrag von 
S 500.000.- und für den Ankauf von Kam.alreini
,gungsgeräten S 250.000.-. 

Gruppe 8 „Wirtschaftliche Unte..-:uelunungen". 

ln dlieser Gruppe scheinen leilliglreh dlie Zinsen für 
ein an die Stäcllt. Unternehmungen gegebenes Dar
lehen in Höhe von S 5.000.- veranschlagt auf. 

Gt·uppe 9 „Finanz- und Vermögensverwaltung". 

Die präliminierten Eii'.nnaih-
men betragen S 55,272.100.
cllte präUminierten Ausgalben S 26,513.000.-

der üibenschuß demnach S 28,759.100.-. 



Die Gebarungserfolge in den ein2ielnen Unterab
schnitten sind: 
Das Stadtrechnungsamt bed!arf eines 

Zuschusses von 
das allg. Kapitalvermögen brinigt 

emen Überschuß von 
Sch1Uldendienst Zuschuß'bedarf 
LLegensch afts-

verwaltung 
Hausbesitz 
Grundbesitz 
Stadtsteueramt 

Zuschuß bedarf 
Zuschußlbedairf 
übersdhuß 
Zuschußlbedarf 

Eigene Steuern überischiuß 
Ertragsanteile an gemeinschaftl. 

Bundesabgaben übers.cihuß 
Um1a,gen ZuschrußbedJarf 
Ersätze für A usgleichzulagen 

nach dem ASVG. Zuschußbedarf 

s 396.800.-

s 862.900.-
s 4.000.-

s 367.700.-
s 114.000.-
s 1,108.300.-
s 262.600.-
S 31,444.000.-

s l ,G00.000.-
s 2,411.000.-

s 2,400.000.-. 

Die Steuern s ind wie folgt veranschlagt: 
Gru ndisteuer A 
G1~undsteuer B 
Allgemeine Gewerbes teuer 

und Zwei,gstetlensteuer 
Lohnsummensteuer 
Getränkesteuer 
Lustbarkeitsabgabe 
Hundesteuer 
Ankündigungsabgabe 
Verwaltungsabgabe 

S 140.000.
s 2,000.000.-

S 3'1,720.000.
s 5,500.000.
s 1,000.000.-

. S 800.000.-
s 4.0.000.-
s 25.000.-
s 120.000.-

Summe der eVgenen Steuern S 44.345.000.
Abgabenertragsanteile S 7,000.000.-. 

Der giemeind/ee}gene Hausbesitz weist deshalb 
einen Zusahußbedarf von S 114.000.- auf, weil ver
schiedene Ad'apbierungsarbeiten als einmalige Aus
gaben in Höhe von S 250.000.- veranschlagt sind; 
ansonsten decken die Eingänge an Mieten und 
Pachten d'en laufenden Aufwand: für die Liegen
schaften. Im Unternbschnitt Grund/bes itz ist die von 
der Elektrizitätswerke Ges. m. b. H. zu entrich
tende Konzess ionsab,gabe im. Höhe von S 1,J00.000.
prälimi niert. 

Der außerordentliche Haushalt 

sieht nachstehendle Vorhaben vor: 
1. Aufstockung des Vordertraktes 

des Rathauses 
2. Ausgestaltung des 

Rathausemganges 
3. Zahlungsverpfü~htungen für 

aus der Kriegszeit stamm ende 
Forderungen 

4. Für den Neubau d!er Volksschule 

S 1,500.000.

s 16<1.000.-

s 150.000.-

Ennslei:te eine Resrtbaurate von S 1,700.000.-
5. Für den Turnootlenneubau in 

der Plenklbergschule und Wehr-
grabenschule - Aufstockung am 
Gebäude der Punzerschule 

6. Für den Umbau im. der Schule 
Ind'ustriestraße 

7. Ausibau des Versorgungsheimes I 
für Schulzwecke 

S. Zu- und Aufbau am Gebäude der 
dler Frauenberuf,ss,ohule 

9. Ausbau des Volksktnogiebäudes 
für Theaterzwecke, 1. Baurate 

10. Zubau ZUll11 Versor,gUJngsheim II 
und Umbau im Altgebäude 
Restbaurate 

11. Für Ein- w1d Zulbauten von 
Kindergärten 

12. Neubau eines Kincllergarlens 
13. Für die Errtchtamg von Sport-

S 2,100.000.-

s 100.000.-

S 2,600.000.-

S 2,000.000.-

S 3,500.000.-

S 4,500.000.-

S 900.000.
s 1,500.000.-

plätzen, Baurate S 1,320.000.-
14. Aufwand für Wohnungsbauten S 19,100.000.-
15. Für den Ausbau von Straßen, 

Brücken und Wasserwehren S 7,580.000.-
16. Für Kanalbauten S 4,160.000.-
17. Bau einer Schw'immbadeanlage in 

Raming,steg, Baurate S 4,000.000.-
18. Erweiterung cles Wasserleitungs-

netzes S 3,500.000.-
19. Gara,genbau in Fis,ahihub, Baurate S 2,000.000.-
20. Investitionsdarlehen an die Gas-

versorgungsgesellschaft Steyr S 500.000.-
21. Aufbau des Taborturmes S 700.000.-
22. Ankauf von Liegenschaften S 2,200.000.-. 

zusammenfassend zetgt eine übersföht das Aus
maß der Beteilig;un1g d'er einzelnen Verwaltungs
gruppen an den Ausgaben des ordentlichen und 
außerordentlichen Haushaltes: 

0 Allgemeine Verwaltung S 6,901.100.- odler 
1,505.400.- odler 

12,566.000.- oder 
4,656.700.- odler 

17,029.500.- oder 
1,944.700.- oder 

34,806.000.- odler 
24,985.600.- oder 
2,000.000.- ooler 

5.1 % 
1.1 % 
9.2 % 
3.4 % 

1 Polize:i S 
2 Schulwesen S 
3 Kulturwesen S 
4 Fürsorgewesen w1cll Jugendhilfe S 
5 Ges.undheitiswesen u . körperliche Ertüchtigung S 
6 Bau-, Wohnungs- W1d Sied.'l.ungswesen S 
7 öffent1i,ohe Ei:nrtchtungern u. Wirtschaftsförderung S 
8 Wirtschaftliche Unternehmungen S 
9 Finanz- und Vermögensverwaltung S 29,913.000.- oder 

12.5 % 
1.4 % 

25.5 % 
18.3 % 
1.5 % 

22.0 %. 

Summe S 1136,308.000.- O(ler 100.0 % . 

Uer Wirtschaftsplan ,der Städt. Untenrnhmungen 
zeigt foLgend'es Ergebnis: 

1. Verkehrsbetrieb 
2. Reklame 
3. Bestattung 

Ertrag 
S 2,028.000.
s 72.100.
s 308.800.-

4. Krematorium und L eichenhalle s 156.000 .. - · 

Summe S 2,564.900.-
Gesamtverlust S 

Aufwand 
2,183.000.- Verlust 

69.400.- Gewjnn 
308.800.-
150.200.- Gewinn 

2,711.400.-

Ergebnis 
155.000.-

2.700.-

5.800.-

146.500.-

Beim Verke}l["sbetrieb sind die Fal1rtarife nioht 
kostend!eckend und wurde bisher von einer Tarif
erhöhung Abstand ,genommen, weshal:b dieser Be
trieJszweig mi:t dem ausgewiesenen Verlust ab
srhneJden dlürfte. 

Vonmschlag der ]{1·.mkenfifrsorgeanstalt der 
Stadt Steyr. 
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Die Gebarung föeser Anstalt mit Einnahmen und 
Ausgaben in Höhe von je S 215.200.- ist ausgegli-



eilen. Die von cler Gemeincle zu tragenden mittelba
ren Leistungen si:nd mit S '10.000.- veranschlagt. 

D!'r Sonde1·haushaltsplan det· Gemeinnützigen \Toh. 
niitzig!'n \Vohnungsgesellschaft der Stadt Steyr, 
Ges. 1u. b. H. 

sieht im Wirtschaftsplan für 1956 an Aufwand vor: 

Für Wohnbauten S 26,600.000.
für die Hausbewirtschaftung S 414.300.-
für c.l'en Finanzau,fwan cl S 748.700.-

Die Aufwandsumrne von 
findet ihre volle Bedeckung in 

1. Mieteinnahmen 
2. Darlehen 
3. Eigenmittel 

S 27,763.000.

s 812.100.
s 16,317.000.
s 10,633.900.-

Summe S 27,763.000.-. 

Im Wohnbauprogramm der Wohnbaugesellschaft 
der Staclt Steyr sind für das Jahr 1956 die Auf
wände für die Fertigstellung der bereits am Tabor 
und auf cl'er Ensleite begonnenen Wohnha,usbauten 
vorgesehen, ·weiters ein Teilaufwand für den wei
teren Neubau von je ·3 Wohnblocks am Tabor und 
auf der Ennsleite. 

FcrtLggestellt und bezogen sind bisher 191 Woh
nungen, 312 Wolrn.ungen sLnd in Fertigste!lUJ1g be
griffen und der weitere Bau von 312 Wohnungen 
wird noch in Angriff genommen. 

Die präliminierte Bausumme von S 26,600.000.-, 
die zum Großteil aus den Eigenmitteln der Gemein
de aufgebracht wird, beweist den Willen und clie 
Tatkraft der Stadtverwaltung, der herrschenden 
\Vohnungsnot wirksam zu steuern. An Baukosten 
wurden bis 30. November 1955 bereits S 23,063.000.
ausgezahlt. 

1. Dei· oi·dcntlic-hc Haushalt: 
a) mit Gesamteinnahmen von 

und Ausgaben von 

b) mit Re ineinnahmen von 
und R cinausgaben von 

Stiftungen. 

Die Stadtgemeinde verwaltet nach wie vor die 
bekannten zwei Stiftungen mit eigener Rechtsper
sönlichkeit, uncll zwar: 
die Schiffmeister Reder'sche Jubiläums-
stiftung mit einem Stiftungsikapita:l von S 6.540.
und die Dr.-Wi!Jhelm-Groß-Stiftung mit 
einem Stiftungskapital von S 42.950. 

Die Erträge aus diesen Stiftungskapitalien werden 
wi-d:mungsgemäß verwendet. 

Dei· Dicnstpostenplan fiir clas ,Jahr 195fi 

sieht folgenden Personah,tancl vor: 
Schema I pragmati ohe Arbeiter 
Schema II Beamte 
Schema III Vertragsbedienstete 

(Arbeiter) 
Schema IV Vertragsbecl ienstete 

(Angestellte) 
Pragmatisehe Lehrer 
Vertragsangestellte Lehrer 
Kollektivvertragsarbeiter 

Volbbeschä fügte 
Nicht vollbeschäftigte 

Personalstand: 

Soll I. t 
24 22 
95 81 

191 189 

139 135 

1 1 
24 24 
60 60 

534 512 
50 50 

584 562. 

Der Finanz- und R echtsaus chuß hat dliesen Vor
an schlag in allen Pos ten eingehend beraten und 
stellt daher an Sie foLgenden Antrag: 

,,Der Gemeinderat wolle beschließen: 
L Als Gruncl'.1age der Finarnz.ieru.ng der Stadtge

meinde Steyr für das Verwaltungsjahr 1956 
wird der Voranschlag 1956 genehmigt und 
zwar: 

Überschuß 

Abgang 

Übe rschuß 

S 70,538.000.
s 70,538.000.-

s 
s 
S 61,602.000.
s 61,G02.000.-

S 

Abgang 

2. ne1· auße1·01·dentlic-he Haushalt: 

s 

mit Gesamteinnahmen von 
un d Gesamtausgaben von 

S 31,000.000.
s 65,770.000.-

Abgang 

3. Der \Vidsehaftsplan clet· Stäclt. Unten1chmungcn: 

s 34,770.000.-

mit Gesamteinnahmen von 
und Gesamtau gaben von 

S 2,564.900.
s 2,711.400.-

Verlu st 

4. Ut>1· Vo1·,111schlag clet· Ifrankenfiirsorgcanstalt clcr St:aclt Rteyr: 
mit GesamtcinnaJunen von 

s 

s 
s 

146.500.-

215.000.-
215.000.-uncl Gesamtausgaben von 

II. Die Bauvorhaben des außerordentlichen Haus
haltes können nur in dem Ausmaße durch
geführt werden, als eine Bedeckung gegeben 
i:s t. Die in dien Sammelnachweisen Sp über 
den Personalaufwand, SN 1 über allgemeine 
Amtserfordernisse und SN 2 über Gebäudeer
haltungs- u. Gebäudebenützungskosten zu ver-
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··berschuß 

Abgang 

s 

s 

r echnenden Ausgaiben werden als gegiens eitig 
cteckungsfähig erklärt. 

III. Die ausschließ1Lchen Gemei.nde,abgaben und Ge
bühren wercl'en gem. § 10 FAG mit den glei
chen Hebesätzen bzw. im gleichen Ausmaße 
wie im Jahre 1955 erhoben. Die Hebesätze be
tragen 



1. fii1 · di <' G 1·u 11 dsteu e1·: 

a) Grundsteuer A für land:- und'. 
forstwirtschaftliche Betriebe 400 v. H. 

b) Grundsteuer B für andere 
Grundstücl<e, soweit sie nicht 
nach eiern Erstarrungsbetrag zu 
erheben sind 420 v. H. 

c) Grundsteuer nach dem Erstar
rungsbe trng in der Höhe von 
dem zweifachen des ursprüng
lichen Erstarrungsbetrages. 
Wo die im .Jahre 1950 erfolgte 
Erhöhung cler Grundlsteuer zu 
Härten führt, kann der Stadt
rat nach den vom Gemeinderate 
in der Sitzung am 29. 2. 1950 ge
nehmigten R ichtlinien Ermäßi
gungen und Befreiungen von der 
Steuererhöhung, bzw. Zuschüsse 
zum Mietzins bewilligen. 

2. fiii· () i (' GP \\' Pl'b CSt('ll (' l ': 

a) nach dem Gewerbeertrag und 
Gewerbekapital 

b) Zweigste llensteuer 
c) Lohnsummensteue1· 

2 % der Lohnsumme 

•300 V. H. 
390 V. H. 

rl) Zweigstellensteuer nach der 
Lohnsumme, 2.6 % cler Lohnsumme 

IV. Die Sond rhaushaltspläne über 

1. Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft der 
Stadt Steyr, Ces. m. b . H. 

2. Stiftungen 
werden genehmigt". 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Tch danke Herrn Kollegen Schanovsky für seine 
Ausführungen und eröffne cl'ie Debatte zum Voran
schlag 195G. 

\Vün scht jemand clas Wort'? Bitte, Herr Kollege 
Hochmayr1 

Cemcinclcrnt Josef Hochmayr: 

Sehr verehrter Herr hürgermeis ler1 
Meine Damen unct Herren! 

\Vir haben heute nicht nur das Budget 1956, das 
1 ereits im Finanz- und Rechtsausschuß vorberaten 
,,·urclle, :-;onc.lern auch den DienstposLenplan , cler 
einen Tei,l cles Voranschlages bildet, zu beschlfäßen. 
Gerade als öffentlicher Bediensteter habe ich mir 
schon in einer der vorhergehencl~n Sitzungen des 
Gemeinderates erlaubt, Ihre Hilfe für cllie "Bedien-
teten zu erbitten, als uns der Rechnungshof sozu
agen hochgehen ließ bezügli,ch der Dienstprüfun

gen. Sie hatten d'amals auch d ie Güte, dem zu ent
sprechen und ich habe mich hcre'its damals be
rnüßi,gt gefühlt, dem Herrn Magi tratsdiirektor mei
nen Dank hins ichtlich der äußerst korrekten Vor
nahme di eser Prüfungen auszu-sprechen. 

Nun, meine seh r verehrten Damen und Herren, 
,-orerst eine kleine Feststellung: Sie kennen mich, 
mein Hest.rPhP.n, s tets üher Parteiilntereissen hinaus 
zum Wohle der Gesamtheit zu wi!rken. Sehen Sie, 
in ,cliesem Bestreben liegt auch c.las Ziel, die ver
fassungsmäßig gestcherten Freihe,iiten und Rechte, 
aber auch d~e Pflichten, die sich daraUJS ergeben 
haiben, bis in die kleinste Kommunalverwaltung zu 
s. ichern. Ich möchte nicht verabsäwmen, festzustel
len, daß wir alle in dieser Hinstcht guten Willens 
sind. Sie hatten die Güte, mich in d'i'e Personalkom
mission zu wählen, das heißt, nicht nur die Güte, 
sondern ich hatte das Vergnügen, üiber Vorsohlag 
meiner Partei dort hineinlanciert zu werden und 
seit ich die erste Sit:?Jun.g hinter m'ir habe, muß fch 
wirklich sagen: cJlas reinste Vergnügen. Darf ich mk 
erlauben, Ihnen, nachdem Sie hier alle Arbeitgeber 
sind, einen kleinen Vorschlag zu unter'breiten tmd 
damit zusammen auch einen kle inen Bericht zu ge
llen. E s möge sich niemand angegriffen fühlen ; dies 
liegt mir vollk,ommen fern. 
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Sehen Sie, wenn ich so ab und' zu ein bißchen 
spüre, daß man dort oder da jemandem helfen 
könnte, cl'an.n trete ich auch leidenschaftlich dafür 
ein. Ich bin seit 22 Jahren im öffentlichen Dienst 
und nebenbei auch Personalvertreter. Ich weiß da
her auch, wie man etwas aufzäumen muß damit 
man cl'em oder jenem helfen kann , denn' gerade 
der öffentliche Bedienstete - und zu diiese r Grup
pe gehört auch insbesond'er,e de,r Gemeindebedien
stete - hat wahrlich nichts übrig. Er ist auch 
der JV!ann , der sich gar nichts aufspar,en kann, weil 
er sernen Anzug d.nngend brau,cht, für ifhn g ibt es 
noch immer Probleme, cllie FamJill,i,e zu emähren. 
Sehen Sie, und bei der Personalkommissi'on gibt es 
nun versch1iecJlen.e Möglichkeiten, dien Leuten zu hel
fen_ und ich bin bestimmt überzeugt, daß di:e Ge
memdevertreter, die in dieser Komrnissrion wirken 
bemüht stnd, dlas Beste herzugeben. ' 

Nun, darf ich dazu fo lgendes ausführen: 
Ich war- eestens einmal e1in bißchen erstaunt 

sind Sie mir nicht böse, ich bin aus dem öffenfächen 
Dienst, aber durchaus kein Paragraphenreiter (cl'ie 
k leinen Sturheiten an den Paragraphen festzuhal
ten, ~regt mir vollkommen ferne) - aber ein bißchen 
einschalten rnü sen wir uns, wenn auch der § 67 
des Di.enst- und Besoldungsrechtes nicht ganz so 
eingehalten wurde, wi'e es d~e Vorschrift nun im 
Laufe cler Zei t m it sich bringt. Etwas befremdet hat 
mir.h, rl'aß vorher nicht eine Aussprache der Arbeit
gebervertreter war. Es ist doch üblich, daß in jedem 
Betrieb Arbeitgebel' und Personalvertreter zuerst 
gesondert Füh lung aiufnehmen. Nun, über mein Er
suchen hatte der Magistratsd'irektor die Güte, mir 
vorher die zur Behandlung kommenden Personalak
ten etwas zu ze1gen. Ich möchte nun hier die Bitte 
vorbringen, daß s,ich die gemeind:erätlichen Mitglie
der der Pcrsonalkomnüssion in Zukunft, wenn Sit
zungen stattfinden sollten, vorher zusammensetzen 
u11cl d ie Akten etwas mehr cllurchberaten; dann erst 
sollen die Gewerkschaftsvertretel' beigezogen wer
den. E s ist auch das g,ute Recht der Gewerkschafts
und der Personalvertretung, sich untereinancl'er zu 
be,sprechen. Nun, bitte, eines ist m ir aufgefallen: 
Ich muß ,-;chon sagen, es kommt bei solchen An
hissen ganz richtig auf cllie Stärke der einzelnen 
F'ral<:tionen an, a,ber es war dlort nur eine Fraktion 
vertreten und nachdem mir bekannt ist, das im Rat
haus damals zwe i Listen aufge,stellt wurden, habe 
ich erwartet, auch einen Vertreter dteser Liste in 
cler Per, onalkommission zu sehen. Ich kenne d'a 
keinen Untersch ied als Arbeit.gebe!'vsertreter; ich 
würdle mich. auch als Persona.lv1ertr•eter weh1ren1, 
wenn man uns nicht zulassen würde. Denken Sie an 
meine einle'itencten Worte: Gleiches Recht für alle. 
Ich möchte daher bi'tten, in Zukunft di1e in freier 
Wahl von den Bediensteten gewählten Vertreter 
angemein zuzuziehen. 

Es wird sicher dlas eine oder clas andere der hLer 
anwesenden Gemeinderatsmiitglieder d'enken, da ist 
nicht Aufgabe dies Gemeinderates, soncllern der Ge
werkschaften, sich die BediensLeten anzuhören und 
si,ch ihrer anzunehmen. Aber ich habe erwartet, daß 
ich die L ute, die die Bediensteten vertreten, auch 

hundertprozentig für die Bediensteten einsetzen. 
Ich muß sagen, wenn ich so zahm wäre, dürfte 
ich nfcht mehr Obmann d'es Betrte'bsausschusses 
sein. Man braucht cl!eswe.gen nkht aus der Rolle 
zu fal len. Wicht;iig 11st, und das scheint mir allgemein 
für die Bediensteten zru gelten, daß sie über dlas 
G-emeli.11.desta\tu t gut \informiert si!lld' - der eine 
lernt es r echt schnell, er vergißt es leichter, ich 
will hier nicht irg,endwelche Entschuldtgiungs
grili1de anführen und auch keinen Stein darauf 
werfen; Sie wissen, was da alle pass1eren kann. 
Aber bitte, gegen einen BecUiensteten soll man auch 
von Personalvertreterseite nicht auftreten; das ist 
nicht fair. Der Unternehmer steht ja auch geschlos
sen den Bediensteten gegenüber. Nun, meine Da
men und Herren, ein Beispiel. Sehen Sie mich bit
te nicht als Schulmeister an, aber ich habe hier 
schon einmal gesagt, gerade dias Personalrecht stellt 
eine kleine Wi1ssenschaft dar für jeden, der nkht 
im öffentlichen Die1nst steht. Der § 35 des Gemein-



destatutes z. B. sagt in groben Umrissen, daß der 
Magistratsbedienstete nicht schlechter gestellt sein 
darf als der Bundiesbedilenstete. Dies setzt eine ge
naue Kenntnis der Pe11SOltlalvorschriften des Bun
des, zumindest des Gehaltsgese,tzes, voraus und 
wem kann man denn zumuten, daß er, wenn er in 
der Wirtschaft steht, di'e Paragraphen, die di,ese 
Gesetze beinhalten, kennt. loh muß Sie bitten: kom
men Sie uns hier d1ocll entgegen. Sehen Sie, auf 
dem privaten Arbeitssektor können Ste nie diese 
Erfahrungen erlWlgen. Darf ilch Sie daher nochmals 
um ihr volles Vertrauen bitten, im Namen der ge
samten Bediensteten. 

Noch eine Bitte hätte ich: Die Personalkommis
sion setzt silch aus 7 Mitgliedern einschließlich der 
Gewerkschaftsvertreter zusammen. Ich bin nicht 
111ißtrauisch, durchaus nfoht; ,i!ch habe auch gar keine 
'Ursache, gegen einen der dort anwesenden Herren 
mißtrauisch zu sein . Nur um Irrtümer aiUszuschlie
ßen, will klh miir hier dlie Bitte erlauben, in Zukunft 
doch eine Protokollführung einzuführen. Es irst ja 
nicht in meinem Inteiresse, sondern fön Interesse des 
Ansehens unserer Koaliüonsparteien in der Bundes
regierung, daß man hier eine Protokollführung vor
nimmt, zumindlest solange, als nilcht e,fü1 Personal
vertreter von einer anderen Fraktion zugezogen 
wird. 

Ein anderes Kapitel, da ich zur Sprache bringen 
will, ist die Behandlung der Frau im öffentlibhen 
Dienst, besoncllers hier in der Gemein,ctre. Es ist 
schon richtig, wenn man bei PragmaUsierungen 
usw. bei Frauen etwas vorsichtig ist, denn ich weiß 
es aus eigener Erfahrung: heute nimmt man je
manden a,ui, di,e Kraft arbeitet s,ich ei'n und nach 
einiger Zeit heiratet sie µnd geht weg - und ich 
habe wieder nichts. Aber wenn Jemand schon eine 
bestLmmte Zeit im Dienst steht und noch dazu Vor
dienstzeiten aufzuweisen hat, so liegt dieser Fall 
doch ein bißchen anders. Ich betone, die Gemeinde 
ist hier nicht kl,eilnlich; die Möglichkeiten bei der 
Gemeinde sind viel, viel günstiger als beim Bund. 
·wir hoffen aber, daß d'urch das neue Gehaltsgesetz 
der Bund gleich großzügig sein wird. Sehen Sie, es 
gibt nun hier einige Fälle, di'e warten schon weJß 
Gott wie lange auf die Pragmatisierung. Ich bin 
überzeugt, daß bei einilgem guten Willen die Prag
rnatisierung dieser Leute das nächste Mal erfolgen 
konnte. 

Etwas Besonderes liegt mir am Herzen: hier mü::;
sen die Bediens,teten ansuchen um Befö.rd~rung. 
Meine Damen und He,rren, es mag vieHeicht ein 
kleiner Unters-chied z,w,isohen Bundlesdienst und 
Magistratsdlienst sein in der Form, daß der Bundes
dienst ein Ansuchen nur für die Überstellung von 
einer Dienstpostengruppe in diie andere vorsieht; 
das nennt aber der Bund nicht „Beförderung", son
dern „Überstellung". Nun, diese üiberstellungsansu
chen sind se1bstverständ]Lch erforderlich, sie gehö-
1·en zur OrdnUII1g und es ist überhaupt nichts zu 
sagen, denn wenn ein Bediensteter seine Prüfung 
hat, dann muß er ülbernommen werden in dlie näch
ste Dienstpostengruppe, die ihm auf Grurn:r der 
Prüfung zukommt, vorausgesetzt, dlaß er auch 
den Dienstposten hat. Aber Sie müssen sich vor
stellen, t11un wilrrl1 rlreni Leuten gesagt: ,.Sucht an um 
die Beförderurug". Und da gibt es nun hier Leute, 
von denen der Spruch geht, ,,alle Jahre wieder" 
kehrt der mit sejnem Befö.rderu11gsansuchen - wo
möglich zweimal im Jahr. Nun stellen Sie sich vor, 
jetzt muß cl[eses Ansuchen von dem bösen Mann, 
den Mn diesem Falle der Herr Magistratsdirektor 
spielen muß, abgelehnt werden, weil ja die Dienst
posten nicht d'a sind. Der Bedienstete w'ird aber 
laufend aus,gespfelt dadurch, dlenn in den Sitzun
gen wi'rd dann vorgebracht, daß direser oder jener 
Mann nicht übernommen werden kann, weil er 
keinen Dienstposten hat und! außerdem gar keiner 
frei ist. Man muß sich in die Lage des Bedienste
ten h ineinversetzen: ein e fortwährende Ablehnung 
eines Ansuchens stellt nicht zuletzt auch eine De
pri.m'.terung dar. Wenn wir cl'azu noch andere Ein
flüsse, die zum Beispiel politischer Natur sein könn
ten, erwägen, clann heißt es i:mmer, der Mann muß 
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dort oder da sein, damit er zum Zug kommt. Sehen 
Sie, wir wollen uns doch nicht gegenseitig ausspie
len und den Bediensteten schon gar nicht; denn 
dieser ist der immer Leidtragende bei derartigen 
Dingen. Das neue Gehaltsgesetz, das ja d'as Grund
gesetz für alle ist, wird' uns in der Weise entgegen
lwmmen, daß es die Zeitbeförderung und die freie 
Beförderung vorsieht. Es wird also niemand mehr 
anzusuchen brauchen um die Zeitbeförderung. Die 
freie Beförderung wird man wahrscheinlich nicht 
mehr über Bitten erreichen können, sondern auf 
Grund der erforderlichen Lei. tun,g und des ent
sprechenden Dienstpostens und muß von der 
Arbeitgeberseite her erfolgen. Bitte, ersparen Sie 
mir hier Details., denn ein weiteres Eingehen in die 
Materie d~s neuen Gehaltsgesetz.es würde zu w~it 
führen . Zurückkommend! auf die vorhln ges treifte 
eventuelle Benachte1fügung der Frau möchte ich 
noch anführen, daß wir 'bestimmt fleißige Bedien
stete haben. Ich will nicht sagen, daß sie hier 
ergraut sind, ohne pragmatisiert zu sein ; das wäre 
unrichtig. Alber wenn sie dlie nötigen Vordienstzei
ten und dergleichen und noch dazu die Prüfung 
mit sehr gutem Erfolg abgelegt haben, glaube ich, 
daß djes Gründe sind', daß man sich dieser oder 
jener Bediensteten annimmt. lch möchte cUes des
halb anführen, weit der ~ 35 der Dienstordnung, 
den ich vorhin erwähnt halJe, ausdrücklich sagt, 
daß der Maglstratsbedienstete nkht schlechte r ge
stellt sein soll als der Bundesbediens tete und wenn 
er um Beförderungen bitten muß (Beförderungen 
in dem von mir vorhin erklärten Si<nne) , dann L'it 
e. dioch eine indirekte Schlechterstellung, weil B -
förderungen immer mit Geld zusammenhängen . 

Schließlich möchte ich noch die Aurfnahme von 
Beclliensteten streifen, d'i·e auch ein Problem für 
sich ist. Sehen Sie, w,i'r haben durc.ha,us nicht die 
Absteht, von uns bestimmt geschätzte Persönlich
keiten 1n ihrem Verfü,giungsrecht zu beschränken; 
dies liegt uns ferne. Darf ilch Ihnen namens meiner 
Fraktion hier aber doch die Bitte vorbringen, daß, 
wenn Aufnahmen stattfinden, cli,e Einzustellenden 
über 'ihre Einstufung und ihre Vorrückungsmöglich
keiten belehrt werden. Ich würde mich schon als 
l\Iitglied der Personalkommis sion interessieren de
ren Aufgabe es schli:eßlich i. t, das ganze Jahr für 
die Bedi'ensteten da zu sein. Es is t wahrscheinUch 
bisher durch Arbeitsüberhäufung und dergleichen 
und wahrscheinlich auch deshalb, weil aus dem 
öffentlichen Dienst weniger Leute in der Personal
kommission vertreten waren, nicht möglich gewe
sen, ihre Tätigkeit intensiver zu gestalten, da sie 
meines Wiss:ens bisher nur zweimal im Jahr, und 
zwar zu Weihnachten und vor d'em 1. Mai, zusam
mengetreten ist. Um nochmals auf die Befönlerun
gen zurückzukommen: Wa1s mache ich für eine 
Weihnachtsfreude mit einem abgewi,esenen Ansu
chen? Was mache ich für Freude am Tag der Ar
beit mit einem abgewiesenen Ansuchen? Daß das 
die Arbeitsfreude m tndert, dli:e Dienstfreudigkeit 
mindert und uns letzten Endes genau so berührt 
wie den Herrn Magistratsdti·rektor (der gar nichts 
dafür kann, daß er das Gesuch abweisen muß, weil 
er riioht so viele Diienstposten hat), cl€nn wenn ein 
Funktionär der Gemeinde dann eines Tages zu sei
nen Wählern kommt und ihnen die Liste mitbringt 
- denn der Bedlilenstete ist ja, auch ein Wähler - , 
clann könnte es heißen, d!er Gemeinden1t hat für 
uns überhaupt nichts geleistet. 

lch möchte nicht mehr eingehen auf das Pragma
tisierungspwblem als solches (di'e Dienstvorschrift 
·wird hier auch nicht ganz so gehancl'habt, die des 
Vertragsbediensteten und des Beamten - es ist 
hier ein kleiner Unterschired - ist aber auch kein 
Malheur und auch erklärlich) , nur möchte ich Sie 
bitten, wenn das neue Gehaltsgesetz kommt und 
es wird mit 1. F 'ebruar kommen, clenn die Vorar
beiten sind bereits so weit gediehen, claß Sie uns 
clie Ermächtigung geben, den Dienstpostenplan zu 
prüfen. Mit d!er Prüfung des Dienstpostenplanes 
wird sich .schon aus dem Gesetze heraus clie Not
wendigkeit ergeben, di,e Wertung der Dienstposten 
vorzunehmen. Hier wäre es auch sehr gut, wenn 



bei künftigen Aufnahmen - wie ich bereits vor
hin erwähnt habe - den zur Aufnahme kommen
den Personen glekh bekanntgegeben w'i!rct:, auf wel
chen Posten ste kommen und welche Aufstiegsmög
lichkeit sie dlort haben. Ich muß auch offen sein 
1.111d sagen,. daß nicht alle Bedli.ensteten pra.gmati
siert werden können . Gerade bei der Gemeinde, bei
spielsweis'e a1Uf dem Bausektor, er.geben sich große 
Schwankungen, die aus d1er Wirtschaft heraus gege
ben sind. Finanzielle Nachteile hat der Mann aucll 
nicht. Aber dien Stock, dien wir pragmatisieren, 
müssen wir so aufstellen, dlaß dort dlie gleichmäßige 
Behandlung des Mannes und' der Frau gewährlei
s tet ist. Sehen wir d'as Piloblem immer so an, als 
ob wir von der Regelung betroffen wären bzw. 
ob wir miit der Lö,sung zufrieden seiln würden und 
was uns wir denken würden, wenn w'ir laufend ein 
Gesuch um Beförderung einreichen, d'as uns eben
so präzise immer abgewiesen wkd. 

Darf ich Sie daher abschließend nochmals um 
Ihr Verständnis brtten. Ich 'bin überzeugt, daß ich 
hier nur Menschen mit sozialem Empfindlen sitzen 
sehe. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Wünscht noch jema:nd das Wort? Bitte, Herr 
Stadtrat Moser! 

Stadtrat Augus t Moser: 
Sehr verehrter Gemeinderat! 

Die österreichische Wirtschaft befindet sich noch 
immer in einem Konjunkturzustand und ein Aus
fluß dieser Konjunktur w,iderspiegelt sich in dem 
vorliegenden Budget. Dieses gibt einen klaren 
"Gberbhi'.ck auch über die Einnahmen d,es Jahres 
1956, sodaß wi.r voraussichtlich, wenn die konjunk
turelle Beschäftigungslage anhält, mit ungefähr den 
gleichen Einnahmen rechnen können wie im abge
laufenen Jahr. 

Wir haben in. clen vergangenen J aJ1ren immer 
darauf gedrängt, melw Mittel für die Wohnbautätig
keft einzusetzen, weil so wfä in den vergangenen 
Jahren auch heute noch - wie der Herr Finanz
referent selbst gesagt hat - d0s vordringlichsce 
Problem in Steyr immer noch das Wohnungs
problem is t, zu dem nun auch noch das Verkehrs
problem (Ausbau von Straßen, Brücken usw.) da
zulmmmt. An die Ausführungen des Herrn Finanz
referenten anschlüeßend, möchte ich sage:n, daß wir 
es freudig begrüßen, d!aß cUi,esmal ein ,größerer Po
s ten von rund 19 Mi1J1ionen Schilling für die Wohn
bautätigkeit eingesetzt ist, wobei aUerdings be
merkt werden muß, daß ein nicht unerheblicher 
Teil zur Ferti:gstellung der scho,n begonnenen Bau
ten verwendet wii.rd (wi.e wir gehört haben), zu de
nen noch etnige Wohnblocks-Neubauten hinzukom
men sollen. Ich glaube, wir alle haben im Zuge die
ser Bautätigkeit bzw. im Zuge dler Fertigstellung 
der Wohnungen d,ie Erfaht·ung gemacht, daß es 
nicht nur gilt, zu bauen, sondern ich möchte s agen, 
die Wohnbautätiigkeit in sozialer Hinstcht auszu
richten, also soiZiale Wohnbautäüg,ke!it zu betrei
ben. Das heißt, daß man sowoihl rau,mmäßi,g, dien 
Ansprüchen einer Familie genügen rn.1tlß, daß man 
aber auch trachten muß, die M·iic'ten für die Arbei
ter und Angestellten erträglilch zu gesta,1ten. Sosehr 
s ich natürlich alles um Wohnungen dlrängt, was ja 
begre,iflich ist, so werdlen heute dloch schon die Kla
gen immer melhr und mehr, daß diile Mieten zu hoch 
s ind. Sie bewegen steh im großen und ganzen, wenn 
ich nicht irre, zwischen S 150.- bis S 200.- für 
Kleilnwoh.nungen und darübe.r hinaus, soweit es 
größere Wohnungen betnifft. Nun, man sagt uns 
zwar, wir leben Ln e.Lner Zeit ,d/er Konjunktur und 
der Arbeiter verd'ient angeblich sehr viel. Wir leben 
in etner Zeit d'er Konjunktur, d!a,s stimmt. Aber ich 
gfaube nicht an die Ewigkeit dieser Konjunktur. 
·wir kennen dfese Wktschaftsordnung und wissen, 
daß sie von Krfäen abgelöst wird. Der Mehrver
d1ien$t der Arbeiter ergibt sich heute nicht aus dem 
normalen 48stündli'gen Verdienst, sondern meist 
durch Familrenverditen.st, weil die Frau mitarbei
tet, die Kinder mitarbeiten und sehr viele über-
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stunden geleistet werd~n. Leider weiß ja der Groß
teil besonders der jüngeren Arbeiter nicht, wieviele 
Jahrzehnte um dfe 48-Stuooen-Wodhe gekämpft 
wurde. Nun wi:rft sich die Frage auf, wenn diese 
Konjunktur abgeflaut und vorüber ist und nur 
mehr ein Familienerihalter i/m Verdi1enst steht, ob 
er lbei einem Durchschnittsverdienst von monatlich 
S 1.300.- - wie die Staui,sti!ken der Krankenkassen 
zeigen- Mieten beeaih1en kann, die 200.- und 300.
Schilling betragen. Ich glaube, deshalb ersteUt sich 
für die Gemeindlev,erwaltung, ilnsb. für dlie Bau
verwa:ltung, das ,große Problem, überle,gungen an
zustellen, wie die Wohnungen beschaffen sein sol
len und . wie erträgliche Mieten erstellt werden 
können. Ich ibin mir d'essen bewußt, daß dies einem 
Kunststück gleichkommt, denn d:ie Baukosten sind 
sehr hoch. Doch ist es notwendig, daß sich, i-ch 
möchte fast sagen, die besten Köpfe in der Ge
mein,dJe mit diesem Problem befassen und versu
chen, es einer Lösung zuzufürhren, Ich glaube nicht 
und wir sind nicht übe,rzeugt davon, daß cl'as, was 
Vertreter der Mehrheitsp,artei:en den Arbeitern ein
reden wollen, nämlich, daß wir in einem Wohl
fahrtsstaat leben, sti!mmt. Wir leben in einem kapi
talistischen Staat, wo der Arbeiter schwer um sein 
Einkommen ringen muß und wenn die Konjunktur 
abnaut, wissen wir, daß d,ie Not beginnt. Wie wer
den aber dann diie Arbeiter die 'hohen Mieten be
zahlen können? Die Gemeindeverwaltung müßte 
sich daher schon heute neben der Wohnbautätig
keit mit dem Problem befassen, wJ,e di'e hohen Mie
ten gesenkt, ct:albei aber doc!h erträgliche Raumver
hältnisse geschaffen werd!en können. 

Wir freuen uns auch, dlaß der Ausbau der Schu
len usw. fortgesetzt wird, wenn auch heuer ein 
Schulneubau nicht VO'l'geseihen ist. Die Grundlage 
jed!er Büdung ist letzten Endes die Schutbildung. 
vVir freuen uns auch, daß neue Kindergärten ge
baut werden. Aber zugleich möchte ich sagen: e1n 
Punkt wurde noch niicht erfüllt, den wir in den 
ver,gangenen Jahren immer wieder vorgebracht ha
ben und das is;t der Bau von Kilnd!erhorten. Das 
Problem der Beaufsichtigung der Kinder wird im
mer größer; einerseits dlurch den dichter werden
den Straßenverkelhr, daher erhöhte Gefährdung der 
nach Schulschluß sich auf der Straße befindenden 
Kinder, an,dlererseits duJrch die blerei.ts vorher 
erwähnte Tatsaclte, d!aß oft beide E~ternteile in 
Arbeit stehen und die Kinder unbeaufsichtigt zu 
Hause sind. Es müß.te also mehr als bisher das 
Augenmerk auf den Bau von Kia1derhorten gelenkt 
werden . 

Ich weiß, es wird mir entgegnet werden, daß im 
Sportheim Münichholz der Eiin,bau eines Kinderhor
tes vorgesehen ist. Wir anerkenne~1 illl.s, doch glau
hen wir, daß ,es zu wenig ist. Es müßten viel mehr 
Kinderhorte gebaut werden, um die Kinder der 
Straße zu entziehen, damit sie in derartigen Hor
ten unter Aufsicht von geschulten Personen iihre 
Aufgaben machen und spielen können, bis sie nach 
Arbettssohluß von dien Eltern abgeholt werden. Ich 
gJ.aube, es stellt eine nicht unbedeutende Gefahr 
für ct:ie Kinder dar, daß sie allein der Straße über
antwortet sind. Dazu kommt noch, daß sie teils 
auch im Lernen zurückbleiben, da die nötige Auf
sicht fe'lllt und nur ganz wenfge Kinder aus eige
nem den nötigen Fleiß aufibriin,gen, zu lernen und 
ihren Aufgaben nachzukommen. Ich möchte daher 
selw bitten, daß diie Me:hmeit Wert darauf legt, 
mehr Kiin.d:erhorte in den verschiedensten Stadttei
len zu schaffen, um dies,es Kapitel einer Lösung zu
führen zu können. 

Zum Kapitel „Kuitur" wäre zu sa,gen, daß hier 
nach wie vor der Schmutz- und Schundliteratur 
erhöhte Aufmerksamkie~t zuz.uwenden ist. Wir ha
ben in den abgelaufenen Jaihren wiederholt erklärt 
und uns inslb. an den Kulturreferenten, Herrn Prof. 
Neumann, gewendet, in dessen Ressort dieses Maß
nahmen gewissermaßen fallen, wie notwendi,g es 
ist, cllaß w1r alle zusammen gemeilnsam den Kampf 
gegen die Schmutz- und Sohundlliteratur, insb. aber 
gegen die Kri'egsl.iteratur, führen. Es war ja gerade 
im vergangenen Jahr zu sehen, daß die Auslagen 



der Steyrer Buchhändler geradezu gestrotzt haben 
von heroischen Erinnerungen kriegführender Ge
neräle, usw. Wir anerkennen, daß es wahrschein
li<c.h dem gemeinsamen Zusammenwirken aller ver
antwortlichen öffentlichen SteUen gelungen ist, die
se Flut von Schundliteratur zurückzudrängen. Ich 
glaube jedoch, daß wk in diesem Kampf n icht lok
ker lassen dürfen, da gerade jetzt, da Österreich 
einen Staatsvertrag bekommen hat und'. wir frei 
und unabhängig sind', dlie Gestaltung des Schulwe
sens und die Erz.i'ehung der Juig,end sowie auch die 
Entwicklung der Kultur ungehinde,rt von fremden 
Einflüssen vor sich gehen kann, elben so, wie wir 
es als Oesterreicher für notwendig finden. Der Be
kämpfung der Schundliteratur und der Schund
filme, besonders der amerikanischen, in denen es 
manchmal von Revolversctiüssen und Faustscl1lä
gen nur so dröhnt, ist daher mehr noch als bisher 
clas Augenmerk zuzuwenden, um cllurch gemeinsa
mes Wirken, eventuell unter Zuihilfenahme auch 
der Landesstellen, ihre Verbreitung br,,;w. Auffüh
rung in Zukunft so weit als möglich einzudämmen. 

Ich habe v;orhin auch den Staatsvertrag erwähnt, 
daß wir frei sind und österreidh reicher geworden 
ist. Das sagen nicht nur wir Kommuni,sten; ver
schiedene Staatsmänner auch der Mehrheitsparteien 
haben bei den verschiedensten Gelegenheiten im
mer wieder erwähnt: ,,Wir freuen uns, Österreich 
ist reicher geworden". Ja, wir freuen uns, daß wir 
über alle Bodenschätze, hesonders das 01, clas üster-
1·eich wirklich zu einem rekhen Staat macht, weil 
Österreich heute der zweitgrößte öJprodluzent Euro
pas ist, wieder frei verfügen können. Wenn wir uns 
aber die Renten unserer Alten ansd1auen, dann müs
sen wir sagen: d1e alten Rentner verspüren nichts 
von diesem Reichtum. In der Auswirkung cl'ieses 
Reilchtums müssen cl'ie gesetzgebenden Körperschaf
ten doch danach trachten, daß nicht nur clie Arbeiter
schaft, die aktiv in den Betrieben arbeitet und die 
sich kraft ihrer GewerkschaftsorganLsationen einen 
höheren Lebensstandard erkämpfen kann, sond ern 
auoh die Alters- und besonders die Für orgerentncr 
etwas davon abbekommen. Die Letzteren insbe. on
ders gehören doch zu den Ärmsten, clenn sie m üs
sen oft mit einer Monatsrente von S 260.- ihr Aus
kommen finden. Ich glaube, ich brauche Ihnen nicht 
zu sohild.ern, was das bed'eutet. Deshalb würden ,vir 
den Antrag stellen, ctraß sich die Gemeinderatsmehr
heit sehr dafür einsetzt, beim Lande höhere Für
sorgerichtsätze durchzuse tzen. Wir wissen, Tirnl 
und Vorarlherg besitzen höhere Richtsätze für ihre 
Sozialrentner. E s wurde bewi:ts früher gesa,gt, daß 
die Richtsätze vom Lande fe tgesetzt werden. Aber 
das ·wo,rt „Richtsatz" besagt, daß es eben Richt
sätze sind und daß es den Gemeinden freisteht, ge
gen diese Richtsätze aufzutreten und zu versuchen, 
da sfo schon vom Land aus erhöht werden, oder 
aber, daß die Gemeinde Steyr von sich aus etwas 
unternimmt. Sie ist d'och heute (wir können es sa
gen) eine reiche Gemeinere. Ich weiß schon , der Herr 
Bürgermeister wird , a,gen: ,,Na, Du kennst ja selber 
die großen Prableme, der Herr Finanzreferent hat sie 
ja angeführt: Schlachthof-, Markthallen-, Straßen- u. 
Drückenbau uncl alles, was noch bevorsteht; i'ln Ver
gleoc:h zu diesen Problemen sind wir ar:me Teufel!" 
.Ta, da1s ind große Probleme, die wi'r nicht in einem 
Jahr lösen können. Wir anerkennen, daß hier 'irn 
Steyrer Gemeinderat in den vergangenen Jahren in 
sachlicher Zusammenarbeit Schriitt für Schritt cJ\iesen 
Problemen an clen Leib gerückt wurcl'e. Wir haben si
cher nicht immer eine Opposition geführt, um eben 
opposiitionelle Reden zu halten, sondern auch ver
sucht, durch sachliche Ra tschläge mitzuhelfen, diese 
Probleme zu lösen. Deshalb glauben w ir auch, daß es 
gerade clem Steyre·r Gemeinderat, der überall im 
Land'e ein gewisses Ansehen besitzt, möglich sein 
müßte, beim Land durch seine Vertretung - es 
sind ja Steyrer Vertreter im Landtag - höhere 
Ilichtsätze durch.zusetzten, um das bescheidene Da
sein der Rentner etwas verbessern zu könen. vVir 
freuen uns alle sicher immer wieder, daß, wie auch 
aus dem neuen Voranschlag zu ersehen ist, große 
Summen für den Sport eingesetzt werden. Ich glau 
be kaum , daß es hier im Gemeinderat einen gibt, 
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der ein Sportgegner wäre uncl selbst wenn er einer 
wäre, würde er es nicht wag,en, dies auszu sprechen, 
weil wir wissen, daß der Sport eine Großmacht ist 
und wehe dem Parteienvertreter, gleichgültig, wel
cher Partei er angehört, der es wagen würde, 
irgendein Sportmittel zu kürzen . Aber bei alledem 
sollen wir nicht auf unsere Alten vergessen, dje 
mitgeholfen haben, daß wiT heute den Jungen 
Sportplätze bauen können. Ich bin überzeugt, wenn 
man ernstlidh mi't den jungen Sportlern redet (und 
ich habe keine Angst davor), werden Sie verstehen, 
daß man sich auch für d,ie Alten mit voller Kraft 
ein setzen muß, ebenso wie man für sie sorgt, in
dem man Sportplätze uncl dergleichen baut. Die Ge
meinde Steyr kann sich sicher keinen Vorwurf m a
chen, daß sie hier nicht ebenfalls vorbildliche Ar
beit geleistet hätte. E s erweist sich daher auch hier 
als notwendig, diesen Dingen mehr Augenmerk zu
zuwenden, um cl'en Altersrentnern eine auskömm
liche Renue zu verschaffen. 

Es wären dann noch ein ige Vorhaben anzuführen, 
die wir bereits bei der Budgetberatung für clas Jahr 
1955 besprochen haben uncl von clenen die c]1ri111glich
sten wohl Berücksichtigung fanden. Es gibt aher 
noch immer dringencl!e Fäll e, die bisher nicht he
rückS:fchti'gt w urden. E iner davon ist der terrassen
förmi'ge Au bau cles Mi.inichholzweges, der zum Leh
mannhof führt. Die Begehung dieses Weges becleutct 
für alte Leute eine kleine alpinistische Rcrgste:gun~, 
l)esonders im „Winter bei :::;chneefall uncl ~islJildun~. 
da er in einem ziemlich steilen Winkel a nRteigt. ·wir 
würden den Antrag stellen, hier wirklich alles zu 
tun, damit dieser Weg im Laufe cleR Jahres ausge
staltet bzw. eine terrassenförmi,ge Stiege angelegt 
wird. 

lch muß immer w ieder auf ein Projekt zurück
kommen, claß wir bei fast _jecl 'er cler vo rangegan
genen Budgetberatungen an.geschnitten hahcn , unrl 
zwar auf den Ausbau des Straßenengpasses Grenz
gasse bis zum Pumpwerk ri'rr Steyr - Werke. Ich 
muß täglich einige Ma le cHcsen Weg begehen und 
weiß daher, wie gefährlich clie;;es Straßenstück ist. 
Man kann von einem besonderen Glück reden, daß 
rlort bis _jetzt noch kein Verkehrsunfall passiert iRt. 
Fas t habe ich den Eindruck, clic Gcmeindevenrnl
tung sündigt etwas auf Konto dessen , claß dort 
noch kein Unglück geschah . l eh würcle jeden 
freundlichst einladen, hesonclers den H errn Bürg r
meister, sich zusammen mit dem Herrn Baudirek
tor einmal zu den Stoßzeiten den Verkehr dort an
zusehen, wie haarscharf Autobusse hinauf und hin
unter fahren unc] nebenbei noch diese Mopeds und 
F'a,hrräder sowie clie Menge der l•' ußgängcr. Es ge
hören gute Nerven dazu, sich dies mit Ruhe anzu
sehen. E wurde während cles ganzen .J~hres an 
cli1eser Stelle Material angeschüttet uncl ich hin 
überzeugt, daß das Terrain für ei·ne Verbreiterung 
bereits genug Fes tigkeit gewonnen hat, cla ja auch 
schwerst beladene Lastkraftwagen hinausfahren , 
wenn sie Material anschütten. Wir erwarten daher. 
daß die Verbreiterung dieses Straßenengpasse. 
noch in diesem Jahr in Angriff genommen wird . 

Eine weitere Angelegenheit, die di,e Bewohner 
von Münichholz immer wieder an uns herantragen 
und mit der sie wahrscheinlich auch clie Vertreter 
rlP. i- '10zir1 li st.isd1Pn Fraktion be~chäftigt haben wer
den, ist cler Abschnitt ITT in Münichholz, der fast 
vollständig im Dunkeln liegt. E s wäre daher rlrin 
gend notwendig, die Beleuchtung dieses Abc;chnit
tes durchzuführen. 

Weiters wurden in clcr letzten Zeit die Gehsteige 
beiderseits der Punzerstraße durch den ·wa1d bis 
zur Schule bzw. zum IGno instandgesetzt. Es wird 
jedoch allgemein die Klage laut, daß die Gehsteige 
viel zu schmal angelegt sind. Ich habe mich Sams
tag abends selbst davon überzeugt; es können dort 
bestenfalls zwei Leute nebeneinander gehen. Kommt 
zum Beispiel eine Frau mit einem Kinderwagen 
entgegen, so muß entweder d'ie Frau mit dem Kin
derwagen oder die Passanten auf die Straße treten, 
um ausweichen zu können. Dasselbe ist bei Schul
beg111n bzw. Sclrnlschluß der Fall. Die Wachleute 
ebenso wie die P assanten beklagen sich darüber, 
daß die Straße als Gehweg benützt wird bzw. be-



nützt werden muß; erstere darüber, daß sie die 
Straße für den Verkehr frei halten sollen, während 
alles auf der Straße geht, letztere, daß s.ie auf der 
Straße gehen müssen, um ausweichen zu können. 
Außerdem wurde dort ein ziemlich grober Schot
ter angebracht, der allein schon das Gehen er-

. schwert. Ich bitte dlaher, ehe man an den endgül
tigen Ausbau di'eser Gehsteige schreitet, der wahr
schei!nlich ged'acht ist, da der schwere Schotter 
scheinbar nur als Unterlage dienen soH, eine· Ver
breiterung in Erwägung zu ziehen. Eine solche ist 
auf Grund der dort herrschenden Terrainverhält
nisse s<i.cher möglich, da ja nebenan Wa1dige1ände 
ist und es dalher auf einen halben Meter mehr oder 
vvenfger nicht ankommen wird. Sie würden da
durch der Bevölkerung wirkUch entgegenkommen 
und außerdem diese Verkehrsmisere beseiti;gen, wo
mit auch das Rilsiko von Verkehrsunfällen verrin
gert wird. 

Dies wären in groben Umrissen die Wünsche, dLe 
unsere Fraktion als Dolmetsch der Bevölkerung an 
Sie heranträgt. Wir glauben, daß wir bei' der Mehr
heit dafür Vemtändlnis finden und di1ese dringenden 
Fälle einer Ei:rledigung zugeführt werd'en. 

Der Herr Bürg.erme1ster hat heute nach der Ver
lesung - ich glaube, es war dler Voranschlag -
den Stoßseufzer von silch geg:eben „ma,n müßte eine 
'Trauerminute einschalten". Ich habe mir erlaubt, 
die Zwischenbemerkung „richtig" zu machen, und 
zwar deshalb, weil uns der Bund so schröpft. Wenn 
man die ganze Gesetzg,ebung des Bundes ans-ieht -
sie ist eine endlJ:ose Schröpfunrg der Gemeiinden. Ich 
kann hier den Me·hrheitsparte~en keinen Vorwurf 
machen, weil sie sich zwar ~:n der Gemeinde, wo sie 
die unmittelbaren Verwalter sind, darüber natür
lich aufregen, ärgern u1nd protestieren , während 
aber ihre Vertreter in Bund und Parlament diesen 
Gesetzen zustimmen. W,ir alle wissen, daß wir mit 
dem Bund'espräzipuum nicht einverstanden sind. 
Wir haben heute wieder vom Herrn Finanzreferen
ten gehört, daß wir mehr an den Bund abgeben 
müssen als wir vom Bund bekmnmen u sw. Man 
kann ·ich vorstellen, wievi1ele Wohnungen mit dem 
Betrag, den wi-r an das Bundespr'äzipuum abgeben 
müs. en, gebaut we•rden könnten, Jahr für Ja,hr, 
nic11t nur heue t· . Voriges Jahr betrug der Beitrag 
der Gemeinde SLeyr an das Bundespräzipuum 7 Mil
lionen S; heuer siIJ.d 5,700.000.- vorgesehen, wenn 
nicht dieser Betrag noch höher wird, da ja di,e 
Höhe des Bei:trag.es an das Bundespräzipuum eben
falls von den eingehenden Einnahmen abhängt. Wir 
sind der Ansicht, daß man schärfstens dagegen pro
testieren müßte. l ch möchte dlaher jene Herren, die 
im Städtetag vertrete n sind (den Herrn Bürgermei
ster, usw.) bitten, cl:aß sie ununterbrochen solange 
den Ruf gegen das Bundespräztpuum ertönen las
sen, bi d'ie Gemeinden eine Erleichterung erfah
ren. 

Ich möchte wiederum sagen, österreioh ist rei
cher geworden; das heißt, besonders. der Staat als 
solcher cl:urch die ilim nun zur Verfügung stehen
den rei'chen Ölquellen, um der-en Erhaltun:g wir uns 
allerdings wehren werden müssen , weil wir wissen, 
flr1ß rla s ausländische Kapital bereits danach greift. 
Es wird alle Kraft erforderlich sein, um zu verhin
dern, daß es wieder in die Hände ausländischen Ka
pita}s kommt. A:ber wenn wir diesen Reichtum des 
Staates sehen, dann soll er doch die Gemeinden mehr 
ungeschoren la'S. en und ich dies-es ihm unmittel
bar al-s Staat zur Verfüg,ung stehenden Reichtums 
bedienen. 

Der Gewerbesteuerspitzenausgleich, der den Ge
meinden auferlegt wurde, stellt einen weiteren 
Raubz,ug gerade auf die Industriestädte dar. Der 
Herr Finanzreferent hat im Stadtrat bzw. im Fi
nanz- und Rechtsausschuß erklärt, daß wir froh 
seiln können, so gl~mpflich dia.vsonigekommen zu sein, 
denn der Bund hätte auch um die ganze Gewerbe
steuer greifen können. Nun g;ut, das is t die Sorge 
des einzelnen Finanzreferenten; er ist froh, daß 
er gewissermaßen glimpflich davonkommt. Ich bin 
aber der Auffassung, daß dies-e Maßnahme ei'nen 
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weiteren Raubzug auf die Taschen der Industriege
meinden darste llt, ebenso wile clas Bundespräz.i
puum. 

Wir haben heute auch gehört, cl'aß d'ie Landge
meinden, die am Gewerbesteuerspitzenausgleich 
Anteil nehmen, Beträge von S 50.000.-, 100.000.
bis zu einer Million und darüber hLna us , je nach 
dem Kopf der hier in Steyr beschäftigten Bevöl
kerung, erhalten. Dabei ist diese Steuer nicht ein
mal zweckgebunden. Ich komme hier nicht darüber 
hinweg: ich bin mißtrauisch. Diese Gelder werden 
sicher nicht auf ungesetzliche Weise verwendet 
wercllen, es wird das Land d'arüber wachen, usw. 
Aber es wäre sehr wünschenswert, daß diese 
Steuer zweckgebunden würde, daß di.ese GeWer, 
die diese Gemeinden von den Indlustr'iegemeinden 
belwmmen, für soziale Zwecke verwendet oder dem 
Wohnbau zugeführt würden; denn gerade auf dem 
Gebiete des Wohnbaues wurde in den Landgemein
den noch sehr wenig getan. Ich muß daher beto
nen, ctaß wir di-ese Steuer aLs sehr ungerecht emp
finden. Zumindestens müßte eine Novellierung des 
Gewerbesteuerspitzenausgleichsgesetzes in der Wei
se durchgesetzt werden, daß die von cl'en Industrie
gemeinden abzuführenden Beträge zweckgebunden 
werden, daß s ie z. B. dem ·wohnbau zugeführt wer
den müssen. 

Ich möchte hier noch ein Problem anschneiden: 
Die Gemeinde ist Teilhaber am Elektrizitätswerk 
sowie am Gaswerk in Steyr. Die Gemeinde müßte 
hier sehr bemüht sein und ihre Arbeit darauf aus
richten, das Gaswerk ebenso wie das E-Werk voll
ständig in 1hre Hände zu bekommen und als stäclt. 
Detri'ebe zu führen. Sovi'el mir bekannt ist, existiert 
hier ein gewisses Heimfallsrecht, das, wie ich glau
be, in den Jahren 1960 odler 1962, aktuell wird. Die 
Gemeinde müßte hier ihren Einfluß v,e1·stärken, 
besonders desihalb, weil die Fra,ge der Grundgebühr 
immer wieder breiteste Kreise der Bevölkerung 
erfaßt. Die Grundgebühren sind nämlich derart 
hoch, daß sie mehr ausmachen als dile Stromrech
nung. Es liegt daher nicht nur im Interesse der Ge
meinde, sondern auch im Interesse der Bevölke
rung, daß die Gemeinde hier ihren Einfluß geltend 
macht, damit diese ~mmens hohen Grundgebühren 
beseitigt werden. 

Vor Abschluß meiner Ausführungen möchte ich 
an eine Sache anschließen, die der Sprecher der 
bVP hier angeschnitten hat, und zwar bezüglich 
der Personalkommission. Wir h aben dieses Pro
blem bereits in früheren Sitzungen verschiedent-
11ch zur Sprache gebracht, denn auch wir finden es 
undemokratisch, daß man, wenn Vertreter zweier 
verschiedener Richtungen innerhalb der Gewerk
schaft gewäihlt wurd,len, nur die Vertreter einer 
Ri.chtung zu Verhandlungen in der Personalkom
mission zuzieht und die Vertreter der anderen Rich
tung ausschließt. Ich anerkenne, daß die Gemeinde
verwaltung, im großen und ganzen gesehen, jedem 
di-e Möglichkeit zur demokratischen Mitarbeit gibt. 
Es würde aber besonders auf diesem Gebiet allge
mein begrüßt werden, wenn auch die Vertreter 
der anderen Parteirichtung zu den Verhandlungen 
über Personalangele,genheiten zugezogen würden. 

Abschließend möchte ich sagen, daß wir dem Vor
anschla.g sowohl im ordentlichen als auch im außer
ordentlichen Haushalt unsere Zustimmung geben. 
Di·ese Zustimmung gilt jedoch nicht dem Bundes
präzipuum und nicht dem Beitrag, der für die Po
lizei eingesetzt wurde, da wir dler Auffassung sind, 
daß die Polizei eine Bundesangelegenheit ist. Die 
Gemeind1e hatte seinerzeit eine Gemeindepolizei. 
Diese wurde an cl'en Bund aibgegeben, um Lasten 
von der Gemeinde abzuwälzen. Trotz.cllem erwach
sen den Gemei'nden ständ-Lg Kosten, woibei außer
dem noch zu befürchten ist, daß d'i,ese ilmmer grö
ßer werden. Zum Bundespräzipuum ist zu sa~n, 
daß wir der Meinung sind, daß der Bund darauf 
verzichten müßte. 

Im übrigen s timmen wir den beiden Haushalten 
zu. 



Bürgermeister-Stellv. Franz Paulmayr: 
vVerte Damen und Herren! 

\Vir sind heute nicht das erste Mal, sondern be
reits seit dem Jahre 1945 jährlich einmal hier bei
sammen, um den Voranschlag für das kommende 
Jahr zu verabschieden. Ich will keinen Rück
blick halten auf die letzten zehn Jaihre; aber 'ich 
glaube, feststellen zu können, dlaß in diesen zehn 
Jahren ausnahmslos von allen Parteien und auch 
Yon jedem Gemeinderat in erster Linie das Inter
esse der Stadt hochgehalten wurde. 

Zum Budget selbst etwas zu sagen, ist, glaube 
ich, überflüssig. Sehen Sie, ein Budg.et ist kein 
Evangelium; es ist ein Voranschlag, Wir haben 
vorhin zum Beisp.tel gehört, d'aß die Einnahmen im 
Jahre 1954 um zi:rka 47 Mfll. S höher waren als im 
Voranschlag vorgesehen und wenn wLr zurückblik
ken auf dlas Jahr 1945, so kann man nur sagen, es 
ist gut, daß vorsichtig und klug präliminiert wird. 
Vlir wollen hofien, daß das nächste Budget ähnlich 
dem heutigen sein möge. 

Die in den einzelnen Kapiteln, z. B. beim Bau
·wesen, eingesetzten Beträge sind zweifellos selu· 
befriefügend, nur habe ich eine Sorge dabei: ich 
glaube nicht, daß wir diese Beträge praktisch ver
werten werden können. Wir werden kaum in der 
Lage sein, diese Summen arbeitsmäßig verbrauchen 
zu können. 

1!.;i:n Wort noch für das kommende Jahr und für 
die TätigkeLt der Geme~ndeverwaltung im kommen
den Jahr: Wenn ich mich hier umsehe, so muß ich 
sagen, daß seit ctem Jahre 1945 ein gewaltiger Um
schwung vor sich gegangen ist. Von den 36 damals 
nominierten Gemeinderäten sind heute (Herr Kol
lege Enge ist n'icht da) nur mehr acht ilITl Amte. 
·werte Mitglieder des Gemeinderates, ich möchte 
Ste herzlich bitten, in Ihrer Tätigkeit in der Ge
meindeverwaltw1g in die Fußstapfen derjenigen zu 
treten, die unter ähnli:chen Umständen ausgetreten 
sind. W enn das der Fall ist und ich bin überzeugt, 
daß auf allen Seiten der gute Wille cllazu vorhanden 
ist , dann werden wir uns nicht nur in Oberöster
reich, sondern in ganz Österreich den Ruf einer 
vernünfügen Gemeinde- und Stadtverwaltung erhal
ten können, die in e1·ster Linie hier keine Politik, 
sondern Kommunalpolitik betreibt; und cl'as, glaube 
ich, kann uns nur freuen. 

Ich cl arf nam.ens meiner Fraktion die Erklärung 
abgeben, daß wir dem, Budlget zustimmen. 

Darf ich mir p er sönlich erlauben, Ihnen zu d-en 
Feiertagen und für das kommende Jahr alles Gute 
zu wünschen. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Wünscht noch jemand cllas Wort? Bitte, Herr Kol

lege Neuma nn' 
Stadtrat Anton Neumann: 

Meine Damen und Herren! 
Herr Kollege Moser hat die Frage des Kampfes 

gegen Schmutz und Schund kurz gestreift. Viel
leicht wird es Sie interessieren, daß ich diese Aus
führungen etwas ergänze. 

E s ist sehr schwer, d'i'esen Kampf gegen die 
Schmutz- und SchundUteratur auch mit Erfo1g zu 
führen. Der Kulturaussd11.1ß des Städtebundes hat 
sich in seiner ilm November 1955 stattgefundenen 
Sitzung mit dieser Frage beschäftigt. Auch bei den 
Tagungen in Graz bildete difes-es Problem einen Ta
gesorcl!n.ungspunkt. Es srind zwar Gesetze vorhan
den; sie sind jedbch gänzlich unzulänglich und mit 
Verboten hat man noch nile etwas erreicht. 

Man ist nun darangegangen, diese Hefte, die für 
die Jugend eine Gefahr bed!euten, durch gute Lite
r atur zu ersetzen und hat eine Austauschaktion 
eingeleitet. Es wurden z. B. in einem Bezirk der 
Steiermark an einem einzigen. Sonntag 12.000 sol
cher Hefte eingezogen. und den betreffenden Kin
dern gute Lektüre gegeben. In einem Wiener Be
zirk wurden an einem Vormittag 2.000 solcher Hef
te ausgetauscht. Ich habe all die Ziffern nicht mehr 
im Kopf, we'lche genannt wurden in Bezug auf die 
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Einfu1hr solcher Schundhefte, denn es kommt alles 
aus dem Ausland. Die Art, wie der Kampf gewis
se1·maßen für cllLe Schmutz- und Schundlliteratur 
von gewissen Verlagsanstalten. geführt wird, ist 
kennzei!chnend: sie rücken jetzt in1 großen und 
ganzen von diesen Wildwestgeschichten zwar ab, 
Yerwenden jedoch den Stoff der Weltliteratur, wie 
z. B. ,,Till Eulenspiegel" oder „Robinson Crusoe" 
dazu, um ihn ins Wildlwestli.che zu transformieren, 
sodaß es in so1chen Heften wimmelt von Bildern 
wüstesten Kampfes und rohester Gewalt. Daraus 
ersieht man, wie diese Verlagsanstalten immer 
wieder neue Wege suchen, um d1och bei der Jugend 
festen Fuß zu fassen. 

Die Schu1behörden wurden ebenfalls in diesen 
Kampf gegen S'chmutz und Schund eingeschaltet. 
Bitte, ich weiß rnkht, in welcher Weise sich der 
Lanclessohulrat in Linz auf diesem Gebiete betätigt, 
Jedenfalls ist heute bereits festzuste llen, daß man
ches in dieser Hinsicht langsam besser wird. Das 
Wesentlichste wäre, die Efü1fuhr und Verbreitung 
dieser Hefte unmöglich zu machen. Es wurde mir 
aber vom zuständigen Ministerialrat erklärt, daß 
die Einfuhr ni,cht verboten werden kann, da sie 
liberalisiert ist. Man kann gegen diese Werke erst 
dann ankämpfen, wenn sie im Inland sind. Nun 
wurctle cl/iesem Herrn betont, daß di'e Hefte sehr vie
le Bilder enthalten, auf. dlie man einen Passus des 
Gesetzes anwenden könnte, um die Verleger zu 
zwing,en., um ct1j:e Einfulhrbewilligung anzusuchen. 
Dann wäre die MögLilchke'it gegeben, die Einfuhr 
zu verbieten. Inwi,eweit diese Gedankengänge des 
Vertreters cl:es Jugendbundes im zuständigen Mini
sterium in clii,e Tat umge etzt werden , ist mir leider 
nicht bekannt. 

Zum Voranschlag s elbst möchte ich sagen, daß 
ihm meine Fraktion zu1stimmt. 

ßg;rn . Ing. L. Steinbrecher: 
vVünscht noch j,emand das Wort? Bitte, Herr 

Stadt.rat Moser! 
Stadtrat Moser: 
Herr BüPgermeisLer, darf ich hler noch kurz eine 

Randbemerkung machen? Es i t mi:r entgangen, daß 
es ebenfalls ein cJiri'ngender Wunsch der Bewohner 
von MünichhoLz ilst, d'aß bei der Autobushaltestelle 
am Plenkföerg ein Wartehäuschen errrchtet werde. 
Die Leute, welche dort auf den Autobus warten, 
müssen vollkommen i'm Freien stehen, was bes on
ders während der schlechten Jahreszeit sehr unan
genehm ist. Auch wäre es keine Schande, wenn die 
kleine Holzhütte an ,cl'er Autobusencfstation in der 
Johannesgasse bezw. an der Anfangstation des Li
nienverkehres Steyr - Münichholz vergrößert wür
de. Si1e ist so klein, daß s ie kaum zehn Leute faßt. 
Der Bevölkerung wäre sehr geholfen, wenn diesen 
beiden Wünschen Rechnung getragen würde. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 
E hat sich Herr Kollege Schmidberger zum 

Wort gemelcl'et. 
Gemeinderat Franz SchmTidberger: 

Sehr geschätzter Gemeinderat! 
Ich habe Ihnen noch ein Anliegen der Bewohner 

von Mün'i.chholz vorzulbringen, u. zw. wi1rcl' darüber 
Klä1ge geführt, daß zum Bahnhof Münföhholz prak
tisch nur ein Fußsteig führt u.n.ct: bei bestimmten 
Stoßzeiten, wo Radfahrer, Fußgänger usw. unter
wegs sind, keine Ausweichmöglichkeit gegeben ist. 
Die Fußgänger müssen in cllie umliegenden Felder 
steigen, um ausweföhen zu können. Ich glaube, es 
wäre Aufgabe der Gemeinde, zum Bahnhof Münich
holz zumin.destens einen Radfährweg auszubauen, 
damft auch · diese Verkehrsmisere einigermaßen ge
löst werden kann. 

Eilll weiteres Anliegen betrifft cLie Bucll'holzer
straße. In diesem Straßenzug: hat d'as Regenwasser 
keine Abflußm.öglichkeit, sodaß bei anhaltendem 
Regen in dieser Straße ganze Seen stehen. Es wird 
gebeten, auch hier .Aiblhilfe zu sc-haffen. 

Bgm. Ing. St~inbrecher: 
Herr Kollege Schanovsky, bitte! 
Stadtrat Hans Schanovsky: 



Sehr verehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Es haben zu meinem Vortrag die Herren der ver
schiedenen Parteien Stellung genommen und Kritik 
geübt. Herr Gemeinderat Hochmayr hat Kritik ge
übt an der Funktionsweise der gemeinderätlichen 
Personalkommission. Es mag Versch1ied'enes geben, 
das seinen ·wünschen n icht entsprioht. Er hat An
regungen gegeben, die wir aufgreifen werden; wir 
werden überprüfen, ob sie zum Wohle der Bedien
steten sincl. Herr Stadtrat Moser hat verschjedene 
Punkte des Voranschlages herausgegriffen und un
ter anderem auch di:e Bitte ausgesprochen, die 
Mehtheitspartei möge sich eingehend clamJt be• 
schäftiigen, daß di'e Mieten für die ,vohnungen der 
Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr für Arbeiter 
und Angestellte erträglich gestaltet werden. Glau
ben Sie mir, meine verehrten Anwesenden, das ist 
eine der großen Aufgaben, die diie Funktionäre die
ser Wohnungsgesellschaft mit clem Stadtrate ge
mein am eingehend erwogen haben, wie die Mie
ten in Bezug auf ihre Höhe gestaltet werden kön
nen. Es wurde altes versucht, um cl'ie niedrigsten 
Mieten zu gestalten. Ich darf hinwe'~sen, dlaß gerade 
bei clen Laubenganghäusern, die von den Ärmsten 
der Bevölkerung bewohnt werden, nicht mit kosten
deckenden Mreten gerechnet wurde, sondern mit 
niedrigeren Miet2iinsen gearbeitet wirdl. 

Was die Schaffung und clie Errichtung von Kin
derhorten betrifft, so gehört dies zu den Nachhol
problemen der Staclt. Ich glaube, man wird auch 
diesem Problem nähertreten. E s ist noch vieles, 
das nachzuholen wäre, clocb lrnnn nicht alles zu 
gleicher Zei't erfolgen. 

übe1· den Programmpunkt „Kultur" hat ja be
reits Herr Stacltrat Neumann gesprochen. 

Wa,s die Erhöhung der Fürsorgerenten betrifft in 
Bezug au r die vor Hegenden Richtsätze des Landes, 
so wissen Sie auch ganz genau, daß wir alles Mög
liche für unsere Rentner tun , wenn wir es uns le,i
s ten können. Ich verweise in diesem Zusammen
hang auf dte verschjedenen HiLfsaktionen, auf die 
Holz- und Kohlenaktion, die w[r gerade in diesem 
Winter gegenüber dem Vorjahr verdoppelt haben. 

Es ist erfreulich, cl1aß unsere Maßnahmen in Be
zug auf die SporLfördernng a11erkannt und gelobt 
werden. vVas d1e verschied'enen Wünsche hinsicht
lich der Straßenregulierungen betrifft, so mache 
ich die Globalfeststellung, daß sie eigentltcb mehr 
oder weniger das gesamte Münidbl1olz odei· nur das 
Münichholz angehen und 11ier wollte ich. nicht viel
leicht Unrnhe in die Versammlung bringen, wenn 
ich noch an die Spitze meines Vortrages die Frage 
gestellt hätte, ob wir nicht d:och im Budget den 
Vorbehalt machen sollen, daß di'e Ausgaben für das 
Münichholz nur dann verwirklicht werden können, 
wenn der verfassun.gsrechtli:che Zustand, ob Mürücb
holz zu Steyr gehört oder nicht, ,geklärt ist. Denn 
verfassungsrechtlich gesehen, gehört Münie'hholz 
nicht zu Steyr. Wi.r hoffen aber, daß di'e Vernunft 
die Oberhand gewinnt und im Verfassungsrecht fest
gelegt wird, daß MümJdhholz an Steyr angeschlossen 
wird. Dann werden sicherlich auch diese Wünsche, 
die s'i:ch, wie ich gesehen habe, der Hen Bürgermei
ster audh vorgemerkt hat, ihr-e Erfüllunig finden . 

Rfchtig is t, daß wir nicht er'lahmen dürfen, gegen 
das Bunclespräzipuum anzukämpfen. Dafür ist der 
Städtebund zuständig, der einen ähnlichen Kampf 
gegen den Finanzminister führt. Aber es finclet 
eben überall jede Fra,ge durich ein Kompromiß ihre 
Lösung und diesem Kompromiiß müssen wir uns 
letzten Endes beugen. 

Daß der Gewerbesteuerspitzenausgleich nicht 
zweckgebunden ist, is t ein Nachteil, der sicherlic~ 
auch bei einiger intensiver Forcierw1g noch besei
tigt werden kann. Aber in diesem Zusammenhang 
stört mich folgende Tatsache, diie festgehalten wer
den soU, und z.war, daß bei der Vertei:lung des Ge
werbesteuerspitzenausgleiches auf die umliegenden 
Gemeinden ni!cht darauf Rücksiieht genommen Wird, 
ob düese Gemeindlen ihre volle Steuerkraft auch 
ausschöpfen. Ich wäre dafür, bei zuständiger Stelle 
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zu intervenieren, daß man diesen Geweribesteuer
spitzenausgleich nur jenen Gemeinden zuerkennt, 
die i!hre volle Steuerkraft bereits ausgeschöpft ha
ben, daß ni'cht auf Kosten ihrer geringen Steuer
quote von einer großen InclJustriestadt der Spitzen
ausgleich gezahlt werd~n muß. 

W-ir bemühen uns, sowohl im E-Werk als auch 
im Gaswerk unseren Einfluß stärker geltend zu 
machen, doch wird es durch die derzeit bestehenden 
rechtlichen Verhältnisse noch einige Zeit dauern, bis 
wir mit einem He'ilmfallsrecht rechrnen können. 

Schließlich und endllich ist der Ausspruch des 
Herrn Vizebür,germeisters Paulmayr von eminenter 
Bedeutung, daß wir heute ein Budget beschließen, 
von dem nföht feststeht, ob es auch vollinhaltlich 
ausgeführt werden kann; nicht, weil die finanziel
len Mittel fehlen, sondern weil die Kapazität dazu 
in unserer Stadt wahrscheinlich nicht ausreichen 
wird. Wir wollen doch mit unseren Beschlüssen im 
V:oranschlag nur eine Vollbeschäftigung der Ge
werbetreibenden, der Anbeiter und Angestellten in 
Steyr e'rzwiinigen, und wenn das geschehen ist, dann 
glauJbe ich, haben will' - soweit es finanziell mög
lich ist - unsere Pfücht getan. 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Ist das das Schlußwort des Referenten? 
Stadtrat Hans Schanovsky: Ja. 
Stadtrat August Moser: 
Darf ich mir noch dii'e Anfrage erlauben: Vielleicht 

könnte der Herr Bürgermeister bezüglich des inter
essanten Kapitels „verfassungsmäßige Zugehörig
k,eit von MünJ'chholz zu Steyr" Auskunft geben, 
wie weit dieses Sache nun gediehen ist? 

Wird in dieser Angelegenheit zwischen Bund und 
Land verhandelt? 

Bgm. Ing. Steinbrecher: 

Zur Frage Münichholz möchte ich Ihnen nur die 
Versicherung abgeb+m, daß wir alles tun, um zu 
verhindern, daß Münichholz von Steyr losgelöst 
wird. Die Landesregierung hat bereits einen Be
schluß gefaßt, der in unserem Si'nne gehalten ist. 
Wir haben alle Nachteile, di:e nicht nur für den 
Stadtteil Münichholz und seine Bewohner, sondern 
auch für unsere Stadt und für die Steyr-Werke 
durch eine Abtrennung des Münich'holzes von Steyr 
entstehen würden, in ei:nem längeren Elaborat zu
sammengefaßt, in einer sehr langen und eindring
lichen Schrift, die wir an alle Abgeordneten von 
Niederösterreich, an die ruederösterreichische Lan
desregrerung, das Innenministerium und sämtliche 
politischen Parteileitungen ge1sanclt haben. Es wa
ren auch bereits Abgeordnete aus Niederösterreich 
hier in Steyr. Wir haben sie an d'en Grenzen her
umgeführt und auch si'e ,gaben d'er Meilnunrg Aus
druck, daß man eine solche Sache nicht am Schreib
tisch entscheiden könne, sondern an Ort und Stelle 
betrachten müsse, um zu S'ehen, daß ein solches 
Vorhaben unmöglich durchgeführt werden kann. 
Denn eine Rückghledierung von Münichholz nach 
Niederösterr,eich läßt sich nicht vergleichen mit 
den Rückgliederungen von Wien - Schwechat oder 
Klosterneuburg; das Klosterneuiburg, welches jetzt 
rückgegliedert wird, ist heute noch genau in dem
selben Zustand wie seinerzeit beil der Angliederung. 
Wir aber haben 11300 Personen übernommen mit 
einigen Bauernhäursern und alten Bauwerken (heu
te stehen noch diese Ruinen) und eine Stadt wie 
Gmund'en oder Ischl wollen sie zurückhaben. Außer
dem wurde das Kugellagerwerk nicht in Nieder
österreich, sondern in Oberösterreich gebaut. Der 
ganze Wohnblock ist doch in Olberösterreich g,e
wachsen. Etwas anderes wäre es, wenn Obe·röster
reich das Gebiet so i.iJbernommen hätte, wie es 
heute ist; diann wäre die Forderung berechtigt. So 
aber haben Wir ledigli:ch ein paar Bauern:11iäuser 
übernommen und' ei'ne Stadt wollen sie zurückha
ben, die organfsch gewachsen ist? Wir müßten Be
amte entlassen, da unser Verwaltungsapparat ja auf 
eine Einwohnerzahl von 40.000 aufgebaut ist; das 
Rathaus wurde aufgestockt, ein Gesundheitsamt, 
ein Altersheim wurde gebaut usw. usw. Nun soll 
ein Drittel der Bevölkerung zu einem anderen 



Land gehören und müßte zur Erled'iigung seiner 
Angelegenheiten vor Behördlen, Krankenkassen 
usw. nach Amstetten und St. Pölten fahren, wäih
rend sie 'hier nur über die Straße zu gehen brau
chen? 

Aber abgesehen von all di~sen Dingen: Sie kön
nen versichert sein, sehr ve•reihrte Damen und Her
ren, daß wir dli.e Sache ernst nehmen und wir ha
ben dlie Zuskherung, d'.aß der Akt, der gegenwärtig 
im Bundeskanzleramt liegt, zur Stellungnahme an 
cJ!i.e o.-ö, Landesregierung geschkkt wilrdi, wo, d!ann 
auch die Gemeinde Steyr an der Behandlung dieser 
Sache mitwirken kann. Vordenhand ruht sie jedoch , 
da das Land mit den Budgetarbeiten befaßt ist, 
aber dlie Entscheidung dlürfte nioht allzu lange auf 
sich warten lassen. Wenn es kritisch wird, werden 
wir Sie rechtzeitig verstäJ1digen. 

Auf die einzelnen Ausführungen in der Budget
deba,tte will ich nicht so sehr eingehen, weH ich 
überzeugt bin, d'aß alle gut gemeint waren. Herrn 
Gemeinderat Hochmayr möchte ich nur bezüglich 
der Aufnahmen sagen , d:aß wir sie so vornehmen 
werden, wie es das Land und die Bezirkshaupt
mannschaften praktizieren. 

Bezüglich all der anderen Anregungen ist nur zu 
sagen, daß es erfreuUch ist, daß jeder der hier An
wesenden für die Mitarbeit im Gemeinderat reges 
Interesse zeigt. Aber was glauben Sie, wenn ich erst 
mein Herz ausschütten würde bezüglich all der Auf
gaben, deren Erledigung notwenfög wäre! Um nur 
ein Beispiel anzuführen: dlas alte Viertel bei der 
Kaserngasse, durch das ich unlängst ging, ist stock
dunkel. Sie sehen aber, wie die Beleuchtung der 
Straßen zuninunt, wie auch die Kosten zunehmen 
und wie sich alles allmählich fortentwickelt. Es hat 
ja bereits Herr Koll~e Paulmayr betont, d'aß wir 
nur soviel machen können, als an Arbeitskräften 
und Matel"ial vorhanden ist. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Vor
anschlag 1956, 

Ich lasse über den ordentlichen w1ct den außer
ordentlichen Haushalt getrennt abstimmen. 

Wer mit dem ordentlichen Haushalt des Voran
schlages 1956 einverstanden ist, bitte, ein Zeichen 
mit der Hand zu geben: 

Alle Anwesenden. 
Gegenprobe: keine. 
Der ordentliche Haushalt ist somit einst im

m i g angenommen. 
Ich lasse über den außerordentlichen Haushalt 

absti'mrnen uncJI bitte, wer damit einverstanden i'st, 
ebenfa)ls ein Zeichen mit der Hand zu geben: alle 
Anwesenden. 

Gegenprobe: keine. 
Das Budget 1956 is t somit einstimmig ange

nommen. 
Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen allen, 

ganz besonders aber Finanzreferenten Schanovsky 
für seine Bemuhungen. Ebenso danke ich dem Be
amten OAR. Baminger und seinem Büro, der Ma
gistratsdirektion, dem Kontrollamte, der Baudirek
tion - ich will hier nicht alle Stellen anführen, 
kurzum, ich danke allen unseren Beamten, Ange
stellten und Arbeitern. Sie haben auch in dieser 
Hochsaison bestt'mmt ihr Mögli'chstes getan und Sie, 
meine sehr verehrten Damen und Herren , haben 
sich durch die Annahme d1es Budgets eine große 
Arbeit und Verantwortung aufgebürdet. 

Darf ich, bevor ich die öffentliche Sitzung schlie
ße, Ihnen und Ihren Fami,Jien frohe Weihnachten 
und alles Gute für das kommende Jahr wünschen. 

Die öffentliche Sitzung ist geschlossen. Nach eini
gen Minuten Pause werden wir die vertrauliche 
Sitzung eröffnen. 

(Pause). 

Vei·trauliche Sitzung. 

Bgm. Ing. Leopold Stetnbrecher: 
Ich eröffne die vertrauliche Sitzung und bitte 

Herrn Kollegen Fellinger zum Wort. 

Berichterstatter: 
Stadtrat Josef Fe 11 in g er: 

Pers - 946/55 Gewährung einet· einmaligen Ver
gütung an i\'lagistratsbeclienstete ffü· 
Mehrdienstleistungen. 

Sehr verehrter Gcmei!nderat! 
Dank unserer günstigen Fi'nanzlage war es uns 

in den vergangenen zwei Jahren möglich, an unsere 
Bediensteten zum Jahresende bzw. zu Weihnachten 
für ihre Mehrdienstleistungen einmalige Vergütun
gen auszubezahlen . Sie wi1ssen, daß gerade der Um
fang un ·erer Vorhaben von Jahr zu Jahr wächst, 
während wir im Personalaufwand immer rigoros 
und sparsam geblieben sind, was aber nicht zuletzt 
bedeutet, daß an den Einzelnen doch immer größe
re Anforderungen ges tellt werden, die wir aber am 
Ende eines Jahres auch belohnen wollen. Diese Be
lohnung soll gleichzeitig ein Ansporn sein, im kom
menden Jahr wiederum das Beste zu geben, clas ja 
·wieder auf uns zurückfällt. 

In cliesem Sinne wird seitens des Stadtrates an 
Sie der Antrag gestellt, 

der Gemeinderat wolle beschließen : 
,,Der Bürgermeister wird ermächtigt, jenen Magi

stratsbediensteten, die durch die im .Jahre 1953 
erforderliche Mehrdienstleis tu~1g infolge Auswei
tung des Haushaltes mitbelastet wurden, eine ein
malige Vergütung zu gewähren. Hiefür wird ein 
Betrag bis zu 

S 300.000.-

(Schilling dreihunderttausend) ausgeworfen. 
Zu diesem Zwecke wird. der Betrag von Schilling 

250.000.- bei V. P. 010 - 16 freigegeben und der Be
trag von S 50.000.- als überpt:mrnäßi,ge Ausgabe 
bei der selben V P. bewilligt. Die Deckung der 
überplanmäßigen Ausgabe ist aus ordentlichen 
Deckungsmitteln zu nehmen." 

Ich bitte Sie, dem Antrage zuzustimmen. 
Bgm. Ing. Steinbrecher: 
Der Antrag wurde von allen Parteien des Stadt

rates genehmigt. Ich bitte auch Sie, dem Antrage 
zuzustimmen. 

Wer für den Antrag ist, möge ein Zeichen mit der 
Hand geben: a lle Anwesenden. 

Nachdem ei;n Gegenantrag nicht gestellt wurde. 
ist der Antrag einstimmig angenommen. 

Damit wäre auch der letzte Punkt der Tagesord
nung erledigt und ich schließe hiermit die Sitzung. 

Ende der Sitzung: 19.45 Uhr. 

Vorsitzende: 

Die Protokollprüfer: Der Protokollführer: 

100 
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